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Editorial

Politische Bildung steht immer in einem poli-
tischen Kontext. Als Bestandteil von Demo-
kratiepolitik wird sie durch politische Struktu-
ren und Institutionen einerseits eingerichtet, 
oftmals finanziert und gesteuert. Anderer-
seits ist Politische Bildung kontrovers und in 
politischen Prozessen umkämpft, was sich 
beispielsweise in den unterschiedlichen schuli-
schen Fachzuschnitten und Curricula zeigt. In 
dieser Ausgabe setzt sich POLIS mit Politik der 
Politischen Bildung in historischer, praktischer 
und theoretischer Perspektive auseinander.

Franziska Wittau und Bettina Zurstrassen 
analysieren den Kampf um die sozialwissen-
schaftliche Ausrichtung des Schulfaches in 
Nordrhein-Westfalen. Sie zeigen auf, welche 
Einflussmöglichkeiten bestehen und empfeh-
len die Gründung eines Dachverbandes für po-
litische und sozialwissenschaftliche Bildung.

Eine solche Institutionalisierung beschreibt 
Hans-Joachim von Olberg in seinem Artikel 
über die Gründungsphase der DVPB. Er stellt 
die Entstehung als Teil der Herausbildung 
einer speziellen pädagogischen Profession für 
die Politische Bildung dar und macht diese so-
mit als Politik der Politischen Bildung sichtbar.

Julika Bürgin fokussiert in ihrem Beitrag auf 
die aktuelle Politik der Demokratiebildung. In 
diesem Feld habe in Kernfragen die Innen- und 
Sicherheitspolitik die Federführung übernom-
men. Sie kritisiert die Veränderungen als Ver-
schiebung politischer Bildungsarbeit mit Auf-
trägen zu Extremismusprävention, Neutralität 
und Politikdistanz.

Werner Friedrichs nimmt in seinem Bei-
trag die Politische Bildung nicht nur in ihrer 
Indienstnahme für die Gesellschaft, sondern 
als eigenständige Praxis in den Blick, die als 
Subjektivierungspraxis gedacht, in die Konsti-
tutionsprozesse demokratischer Gesellschaf-
ten verwickelt ist.

Inwieweit Politische Bildung ein politisches 
Terrain ist, lässt sich gut an Julius Gasts Resü-
mee aus der erfolgreichen Arbeit einer Schü-
ler*inneninitiative zur Etablierung des Faches 
Politik in Berlin sehen. In der Didaktischen 
Werkstatt zeigt er Probleme, aber auch Mög-
lichkeiten für Initiativen von Schüler*innen auf.

Wir danken allen beteiligten Autor*innen 
und wünschen Ihnen viel Freude und span-
nende Anregungen bei der Lektüre.

Dirk Lange, Patrick Bredl

Politik der 
Politischen Bildung?!

*	 Die Redaktion stellt den Autorinnen und Autoren  
grundsätzlich frei, in welcher Form sie eine gen-
dergerechte Schreibweise anwenden möchten.
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Zeitung
Politische Bildung zum Krieg in der Ukraine
Klaus Moegling im Interview mit POLIS

Herr Moegling, wie kann Politische Bildung 
den Krieg in der Ukraine thematisieren?

Zunächst ist von den Schüler*innen auszuge-
hen: Welche Fragen habt ihr über den Krieg in 

der Ukraine? Worüber möchtet ihr zu diesem 
Thema sprechen und arbeiten?

Wenn die Lernenden dann, vor allem 
ausgehend von ihren gesammelten Fragen, 
im Rahmen ihrer Recherchen nach Informa-
tionen und Antworten suchen, ist darauf zu 
achten, dass die entdeckten Quellen durch 
Informationen zu ergänzen sind, die Kontro-
versität und Mehrperspektivität herstellen. 
Konkret: Es sind z. B. sowohl die Sicht der 
NATO auf den Ukraine-Krieg, die Sicht der uk-
rainischen Regierung als auch die Perspektive 
der russischen Regierung auf den Krieg in die 
Quellenanalyse aufzunehmen. 

Ergänzend zur Quellenarbeit können Zeit-
zeugen, z.B. deutsch- oder englischsprachige 
ukrainische Flüchtlinge, eingeladen werden, 
kontroverse Chat-Verläufe in den sozialen 

Medien, z. B. Facebook, gelesen und disku-
tiert werden, Parteienvertreter*innen mit 
unterschiedlichen Auffassungen, z. B. von der 
CDU und der Partei ‚Die Linke‘, eingeladen 
werden. Eine auszuwertende Podiumsdiskus-
sion oder ein Experten-Hearing zum Ende der 
Unterrichtsreihe könnten noch einmal eine 
perspektivische Erweiterung bieten und eine 
selbstständige Beurteilung ermöglichen.

Muss ich dabei politisch neutral bleiben? Was 
ist, wenn man sich z. B. als Politische*r Bild-
ner*in von der aktuellen Situation selbst über-
fordert fühlt?

Es ist nicht unbedingt notwendig, die eigene 
Meinung und die eigenen Gefühle zu dem 
Krieg als Politische*r Bildner*in einzubringen, 
aber es muss gewährleistet sein, dass die 
Prinzipien des Überwältigungsverbots und 
der Kontroversität eingehalten und Quellen, 
wie z. B. das Grundgesetz, und zum Völker-
recht, wie z. B. die UN-Charta, einbezogen 
werden. Die Lernenden sind bei einer kont-
roversen Quellenlage in der Lage, sich selbst 
ein Urteil zu bilden. Eine Meinungsäußerung 
des Lehrenden stört den Prozess der Urteils-
bildung eher.

Lernende sollten ihre eigenen Ängste 
thematisieren können, z. B. die Angst vor 
einem Atomkrieg. Der*die Lehrende selbst 
sollte aber auch Argumente anbieten, die 
gegen z. B. das Eintreten einer nuklearen 
Katastrophe sprechen, wie das gemeinsame 

Überlebensinteresse der involvierten Nuklear-
mächte. Ich würde die Schüler*innen nicht 
verzweifelt aus den Gesprächen entlassen, 
ohne auch Lösungsmöglichkeiten und Aus-
wege aus dem Krieg erarbeiten zu lassen.

Bei allen Maßnahmen ist natürlich auch 
das Lernalter der Kinder und Jugendlichen zu 
berücksichtigen.

Wie kontrovers können Kriege denn über-
haupt diskutiert werden?

Die Unterscheidung zwischen Angriffs- und 
Verteidigungskriegen ist hierbei wichtig: Wer 
ist der Aggressor, wer ist der sich Verteidi-
gende? Hierzu ist sicherlich auch die histori-
sche Entwicklung des Krieges in der Ukraine 
analytisch zu rekonstruieren. Wenn dann z. B. 
Lernende die Meinung vertreten, dass das 
russische Regime einen legitimen präventiven 
Angriffskrieg angesichts des Näherrückens 
der NATO an die russischen Grenzen führe, 
wird dies zur erkenntnisleitenden Diskussions-
frage erhoben, über die es zu recherchieren 
und zu diskutieren gilt. Wenn Schüler*innen 
den russischen Angriff völlig losgelöst vom 
historischen Kontext vorheriger internationa-
ler Absprachen und internationaler Aufrüs-
tung thematisieren, dann wird auch die Frage 
des historischen und geopolitischen Kontex-
tes zur erkenntnisleitenden Fragestellung.

Doch über alldem steht natürlich die An-
sicht, dass – auch wenn man sich ungerecht 
behandelt oder bedroht fühlt – ein Überfall 

Dr. Klaus Moegling arbeitete 
als apl. Professor im Fachbe-
reich Gesellschaftswissenschaf-
ten der Universität Kassel. 
Unter www.klaus-moegling.de 
stellt er Aufsätze sowie politik-
didaktischen Materialien bereit.
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auf einen Nachbarstaat mit derartig verhee-
renden Folgen eine grobe Völkerrechtsver-
letzung darstellt, die es abzulehnen gilt und 
für die es keinerlei legitime Rechtfertigung 
geben kann. Dies würde ich auch als Lehrer 
einbringen, wenn sich keine entsprechende 
Haltung herausbildet.

Zentral ist auch die Problematik der Feind-
bildkonstruktion im Vorfeld von Kriegen, 
Beispiele: Reagan: „Achse des Bösen“ oder 
Albright: ‚Putin ist smart, aber ein wirklich 
böser Mensch‘, Putin: ‚Ukrainische Regierung 
besteht aus drogenabhängigen Terroristen 
und Nazis‘. Wenn man Lernenden diese The-
matik näher bringt, erkennen sie in der Regel 
die kriegsvorbereitende Funktion einer Ab-
wertung von Personen und Staaten im Vor-
feld eines Krieges, was die Voraussetzung für 
eine Sensibilisierung für derartige Vorgänge 
gesellschaftlicher Stigmatisierung ist.
Müssen die Konzepte der Friedensbildung/ 
-pädagogik angepasst werden?

Keine Politik mehr im Klassenzimmer? 
Politische Bildung in den USA

Der Republikaner Glenn Youkin war der 
Überraschungssieger bei der Gouverneurs-
wahl letzten November im US-Bundesstaat 
Virginia. Er versprach: „Keine Politik mehr 
im Klassenzimmer“. Der Republikaner gilt als 
Vorreiter eines Kampfs um die Lehrpläne. „An 
vielen US-Schulen tobt ein Kulturkampf um 
Lehrpläne“, berichtet der Deutschlandfunk. 
Konservative Eltern und Politiker führen einen 
Feldzug gegen angeblich unpatriotische In-
halte. Im Mittelpunkt stehen dabei Rassismus-
Theorien, vor allem die „Critical Race Theory“, 
Sexualkunde, Gender und eine als unpatrio-
tisch bezeichnete Darstellung der amerikani-
schen Geschichte, vor allem der Sklaverei. 

Zahlreiche republikanisch regierte US-Bun-
desstaaten haben Gesetze verabschiedet, um 
rassismuskritische oder anderweitig aufkläre-
rische Lehrinhalte an Bildungseinrichtungen 
zu verbieten. Das US-amerikanische PEN-Zen-
trum bilanzierte für den Zeitraum von Januar 
2021 bis Ende April 2022 insgesamt 183 ein-
gebrachte Gesetzesentwürfe für „educational 
gag orders“ (in etwa „Bildungsmaulkorb“) in 
40 US-Bundesstaaten. 19 davon sind bereits 
in 15 Staaten zum Gesetz geworden. Vier 

EU-Rat verabschiedet neue 
Europäische Agenda für 
Erwachsenenbildung

Der Ministerrat der Europäischen Union ver-
abschiedete im November 2021 die neue Eu-
ropäische Agenda für Erwachsenenbildung. 
Deren Ziel ist, bis 2030 Angebot, Förderung 
und Inanspruchnahme formaler, nichtforma-
ler und informeller Lernangebote für alle zu 
verbessern. In der Agenda findet auch die po-
litische Bildung Erwähnung. Unter dem Punkt 
„Inklusion“ hält die Agenda fest:

„Erwachsenenbildung ist wichtig, um die 
Gleichstellung der Geschlechter und die So-
lidarität zwischen verschiedenen Altersgrup-
pen sowie zwischen Kulturen und Menschen 
mit unterschiedlichem Hintergrund zu för-
dern und um die demokratische Bürgerschaft 
und die Grundwerte der EU zu stärken; in 
diesem Zusammenhang verdienen benachtei-
ligte Gruppen besondere Aufmerksamkeit.“ 

In diesem Zusammenhang plädiert der Rat 
auch für ein starkes Engagement der öffent-
lichen Hand, um insbesondere benachteiligte 
Lernende zu unterstützen, berichtet die Web-
seite erwachsenenbildung.at.  (br/la)

Früher waren in der Friedenspädagogik Waf-
fenlieferungen in Spannungsgebiete tabui-
siert. Jetzt müsste man hier doch deutlicher 
unterscheiden zwischen aktuellen Waffen-
lieferungen zur Unterstützung eines ange-
griffenen (demokratischen) Staates, wie z. B. 
der Ukraine, im Vergleich etwa zu früheren 
Waffenlieferungen an einen angreifenden 
autoritären Staat, wie z. B. Saudi-Arabien im 
Jemen oder die Türkei im Irak. 

Es bleibt weiterhin wichtig: Wie kann 
der Verzicht auf Gewalt international durch-
gesetzt werden? Wie müssen sich z. B. die 
Vereinten Nationen strukturell ändern, damit 
diese zu einem ernsthaften und wirkungsvol-
len friedenspolitischen Akteur werden? (So ist 
es beispielsweise absurd, wenn der Aggressor 
in einem Krieg sein Veto im UN-Sicherheitsrat 
in Bezug auf gegen ihn gerichtete Maßnah-
men einlegen kann.)

Und: Was sind die gesellschaftsstrukturel-
len Voraussetzungen der Friedfertigkeit bzw. 

der Friedlosigkeit? Wie hängen System und 
Gewalt miteinander zusammen?

Welche Rolle spielen militärisch-ökono-
mische Komplexe in den verschiedenen Ge-
sellschaftsformen? Wer sind die Profiteure 
gesellschaftlicher Friedlosigkeit?

Welche Wege zum Frieden gibt es, die 
aus dem Ukraine-Krieg herausführen? Wann 
herrscht eigentlich Frieden? Was bedeutet z.B. 
positiver Frieden im Sinne Johan Galtungs?

Wenn die Lernenden derartige Fragen 
nicht thematisieren, dann ist es die Verant-
wortung des*r Lehrenden, diese Fragestellun-
gen zum richtigen Zeitpunkt ergänzend – und 
mit dem Blick auf das Lernalter der Schüler*in-
nen – einzubringen.

Das Interview führten Patrick Bredl und Dirk 
Lange.

weitere Staaten haben über Richtlinien oder 
Durchführungsverordnungen einen „Bildungs-
maulkorb“ erlassen. Eltern werden in einzelnen 
Bundesstaaten, wie Florida, sogar ermuntert 
und finanziell unterstützt, sollten sie Lehrer*in-
nen verklagen, die sich darüber hinwegsetzen.
Zeitgleich meldeten landesweit Schulen und 
Bibliotheken eine Flut von Beschwerden ent-
rüsteter Eltern, die verlangten, bestimmte Li-
teratur auszusondern, berichtet die Wochen-
zeitung jungle world. Als Austragungsort für 
die Kontroversen über Lehrpläne und Schul-
bücher würden vermehrt die öffentlichen Sit-
zungen der lokalen Schulbehörden genutzt, 
die sogenannten school boards. „Vielerorts 
überrennen empörte Eltern und rechte Ak-
tivisten die sonst drögen Gremiensitzungen 
und protestieren mit Schildern und schrillen 
Wortbeiträgen gegen die vorgebliche Indok-
trination der Schülerinnen und Schüler. Man-
che Proteste entwickelten sich zu Tumulten“, 
schreibt die jungle world.
Das staatliche Verbannen von Lehrinhalten 
erreichte seinen vorläufigen Höhepunkt, als 
in Tennessee der Pulitzerpreis-gekrönte Holo-
caust-Comic „Maus“ in einem Schuldistrikt 
aus der Bücherliste gestrichen wurde: „Zu 
brutal, zu freizügige Nacktbilder“, berichtet 
der Deutschlandfunk. (br/la)

Dieser Beitrag ist digital auffindbar unter:
DOI https://doi.org/10.46499/2052.2423
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Ministerien legen Diskussionspapier 
zu Demokratiefördergesetz vor
Nachdem im Sommer letzten Jahres ein 
entsprechendes Gesetzesvorhaben geschei-
tert ist, haben Bundesfamilienministerium 
(BMFSFJ) und Bundesinnenministerium (BMI) 
nun ein Diskussionspapier zur geplanten Aus-
gestaltung eines Demokratiefördergesetzes 
vorgelegt. Mehr als 200 Dachverbände, Fach-
organisationen sowie Wissenschaftler*innen 
waren eingeladen ihre Ideen und Kritik ein-
zubringen. Ziel des Gesetzes sei es, wichtige 
Projekte im Bereich der Demokratieförderung 
und Extremismusprävention verlässlich und 
bedarfsorientiert fördern zu können. So sol-
len sie für ihre wichtige zivilgesellschaftliche 
Arbeit mehr Planungssicherheit erhalten. 
Bisher hat der Bund im Bereich Demokratie-
förderung und Extremismusprävention keine 
gesetzliche Grundlage für die Förderung und 
darf deswegen lediglich befristete Modellpro-
jekte fördern. 

Zivilgesellschaftliche Initiativen forder-
ten schon lange eine dauerhafte Förderung 
ihrer Projekte. Gleichzeitig gab es aber immer 
wieder auch Befürchtungen, dass mit einem 
Gesetz Politische Bildung zur defensiven Ex
tremismusprävention verkürzt wird.

Mit einer Fachkonferenz am 4. Mai erklär-
ten BMI und BMFSFJ das Beteiligungsverfah-
ren zum Diskussionspapier als abgeschlossen. 
Die Bundesfamilienministerin Lisa Paus dazu: 
„Mit der heutigen Fachkonferenz haben wir 
einen Meilenstein zur Ausgestaltung des 
Demokratiefördergesetzes genommen. Die 
Stellungnahmen werden ausgewertet und 
fließen – soweit rechtlich möglich – in die 
Ausgestaltung eines Gesetzentwurfes ein. 
Bis Ende des Jahres wollen wir den Referen-
tenentwurf ins Kabinett einbringen.“  (br/la)

Mit Prävention und Härte: Aktionsplan 
gegen Rechtsextremismus vorgestellt

Das Bundesinnenministerium (BMI) hat einen 
„Aktionsplan gegen Rechtsextremismus“ 
vorgelegt. Diesen stellten BMI, Bundesamt 
für Verfassungsschutz, Bundeskriminalamt 
und die Bundeszentrale für politische Bildung 
(BpB) gemeinsam vor.

Mit dem Aktionsplan möchte das BMI 
erste wichtige Schwerpunkte im Kampf ge-
gen Rechtsextremismus in der neuen Legisla-
turperiode setzen. Dazu soll ein Bündel kurz-
fristig wirksamer repressiver und präventiver 
Maßnahmen gehören.

Der Aktionsplan sieht eine Reihe repressi-
ver Maßnahmen vor, wie u. a. das Zerschla-
gen rechtsextremer Netzwerke durch das 
Austrocknen der Finanzquellen, eine konse-
quentere und schnellere Entwaffnung, die 
Bekämpfung von Hass und Hetze im Internet. 
Aber auch präventive Maßnahmen werden 
im Plan vorgestellt. So wolle man zur „Prä-
vention gegen Extremismus“ die „demokrati-
sche Streitkultur“ fördern und die politische 
Bildung im Kampf gegen Rechtsextremismus 
stärken.

Bundesinnenministerin Nancy Faeser be-
tont in der Pressemitteilung: „Unsere De-
mokratie ist wachsam und wehrhaft. Wir 
schützen unsere Demokratie im Äußeren wie 
im Inneren. Die größte extremistische Bedro-
hung für unsere Demokratie ist der Rechts-
extremismus. Wir wollen Rechtsextremismus 
ganzheitlich und frühzeitig bekämpfen – mit 
Prävention und Härte. Politische Bildung, 
Prävention und das konsequente Handeln 
unserer Sicherheitsbehörden gehören zu-
sammen.“

Thomas Krüger, Präsident der BpB 
machte, so die Webseite belltower.news, bei 
der Vorstellung deutlich: „Die Bekämpfung 
des Rechtsextremismus ist nicht nur Sache 
der Sicherheitsbehörden. Es gehört zur ge-
sellschaftspolitischen Softpower, auch einer 
ganzen Reihe von anderen Aktivitäten, unter 
anderem der politischen Bildung.“ Das gelte 
insbesondere vor dem Hintergrund einer gar 
nicht mehr so neuen rechtsextremen Strate-
gie der Metapolitik, sagt Krüger. „Dabei ver-
suchen Rechtsextremisten im breiten gesell-
schaftlichen Diskurs, intellektuell Fuß zu fas-
sen, um so etwas wie kulturelle Hegemonie 
aufzubauen“. Dabei seien auch Bildungs- und 

Kultureinrichtungen, aber auch der schuli-
sche Unterricht ins Fadenkreuz von Rechts-
extremen geraten. „Es wird von ihnen abge-
fordert, so etwas wie Neutralität zu wahren. 
Dabei ist politische Bildung in der Geschichte 
nie neutral gewesen, sondern immer an den 
normativen Leitplanken des Grundgesetzes 
orientiert: Meinungsfreiheit, Menschen-
würde, Wissenschaftsfreiheit, Kunstfreiheit.“ 

Im Aktionsplan wird diese „Softpower“ 
konkretisiert. Zur Stärkung der demokrati-
schen Streitkultur baue man das Programm 
„Miteinander Reden“ der BpB aus. Zusätzlich 
soll die BpB mit einem neuen Förderschwer-
punkt „Politische Bildung zur Auseinanderset-
zung mit Rechtsextremismus und Verschwö-
rungsideologien“ die politischen Bildungsträ-
ger gezielt fördern und qualifizieren. (br/la)

Vereine dürfen sich für Demokratie 
einsetzen

„Darf ein Sport- oder Gesangsverein einen 
Aufruf gegen rechte Gewalt mittragen? Oder 
an einer Demonstration von Fridays for Future 
teilnehmen? Oder gefährdet er damit seinen 
gemeinnützigen Status?“, fragt die Frankfur-
ter Rundschau (FR) und beschreibt damit die 
Sorgen vieler zivilgesellschaftlicher Akteure 
nachdem in den letzten Jahren mehrfach Ver-
einen die Gemeinnützigkeit entzogen wurde. 
Bisher erschwert das Steuerrecht politisches 
Engagement abseits von Parteien. Eine Re-
form des Gemeinnützigkeitsrechts wurde 
bereits im Koalitionsvertrag versprochen. 
Bis dahin hat das Bundesfinanzministerium 
(BMF) unter Finanzminister Christian Lindner 
(FDP) per Erlass für ein klein wenig mehr Klar-
heit gesorgt. Die FR schreibt: „Was dürfen die 
Vereine konkret tun – für ihre Ziele und darü-
ber hinaus? Sie dürfen sich, wie das BMF jetzt 
klargestellt hat, auch jenseits ihrer Satzungs-
ziele für Demokratie und Menschenrechte 
einsetzen – wenn das nicht überhandnimmt: 
Es sei nicht zu beanstanden, wenn sie „au-
ßerhalb ihrer Satzungszwecke vereinzelt zu 
tagespolitischen Themen“ Stellung nähmen, 
heißt es im geänderten Anwendungserlass 
zur Abgabenordnung. Daran müssen sich 
die Finanzämter bei der regelmäßigen Über-
prüfung der Gemeinnützigkeit nun halten.“ 
(Frankfurter Rundschau, br/la)Protestaufkleber
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Fachbeiträge
Franziska Wittau/Bettina Zurstrassen

Governance-Strategien für politische Bildung –  
am Beispiel von #SowiBleibt

Die DVPB NW ist ein ehrenamtlich arbeitender 
Verband, der sich für politische/sozialwissen-
schaftliche Bildung an Schulen und im non-for-
malen Bildungsbereich engagiert. In unseren 
Reihen sind keine ausgebildeten, hauptamt-
lich tätigen PR-Strateg:innen in der Funktion 
als Pressesprecher:in oder Kampagnenmana-
ger:innen wie in großen Lobbyverbänden und 
Unternehmen. Obwohl die Bedeutung politi-
scher Bildung allenthalben betont wird, haben 
wir keine auch nur annähernd vergleichbare 
Unterstützungsstruktur in Wirtschaft, Medien 
und Politik wie die ökonomische Bildung, die 
auf die Strukturen und Netzwerke großer 
Unternehmer:innenverbände, Konzerne und 
konservativ-liberaler Parteien zurückgreifen 
kann (Zurstrassen 2022, S. 199).

Dennoch darf die politische Bildung nicht 
darauf verzichten, ihre Positionen im politi-
schen und öffentlich-medialen Diskurs ein-
zubringen. Es gilt mithin zu fragen, wie ein 
kleiner Verband wie die DVPB NW trotz der 
herausfordernden Ausgangslage politisch 
aktiv werden und so an der Gestaltung und 
Veränderung der Rahmenbedingungen poli-
tischer, ökonomischer und gesellschaftlicher 
Bildung teilhaben kann. Diesen Fragen wollen 
wir nachgehen, indem wir am Beispiel der 
Auseinandersetzung um #SowiBleibt Strate-
gien beleuchten, die kleinen Verbänden die 
Organisation politischer Aktionen erleich-
tern. Wir orientieren uns bei der Analyse von 
#SowiBleibt am Educational Governance-An-

satz (Altrichter 2015). Dabei können wir den 
Forschungsansatz nicht in Gänze diskutieren, 
sondern wollen mit seiner Hilfe aufzeigen, 
welche Beteiligungs- und Einflussmöglichkei-
ten, aber auch -grenzen sich unter der Berück-
sichtigung einer zunehmenden Anzahl betei-
ligter Akteur:innen für die DVPB NW eröffnen.

Auf Basis dieser Analyse lassen sich Rück-
schlüsse für zukünftige Aufgaben einer Politik 
der politischen Bildung ziehen. Zunächst er-
folgt jedoch eine Perspektivierung des Educa-
tional Governance-Ansatzes für die politische 
Bildung sowie eine knappe Einordnung der 
#SowiBleibt-Kampagne.

Educational Governance der  
politischen Bildung

Eine der Kernannahmen des Educational 
Governance-Ansatzes ist die Berücksichti-
gung der Vielzahl an Regulationsprozessen 
beteiligter (staatlicher und nicht-staatlicher) 
Akteur:innen sowie der sich daraus erge-
benden Konstellationen im Bildungsbereich. 
Insbesondere im Feld der politischen Bildung 
erscheint dies auch dringend geboten, be-
denkt man die gesellschaftlichen Heraus-
forderungen, mit denen sie konfrontiert ist. 
Eine ausschließlich hierarchische, top-down-
basierte Bildungspolitik – das hat die Edu-
cational Governance-Forschung am Beispiel 
der Implementation von Bildungsstandards 
gezeigt – droht alleine schon deswegen zu 

scheitern, weil sie die Bedeutung der an Bil-
dungspraxis beteiligten Akteur:innen (u. a. 
Lehrkräfte, Lernende, Eltern, zivilgesellschaft-
liche Verbände, Gewerkschaften, Unterneh-

mer:innenverbände) unterschätzt (Altrichter 
2015, S. 35f.). Die (erfolgreiche) Umsetzung 
von vergleichsweise abstrakten bildungspoli-
tischen Forderungen in konkrete Bildungs-
praxis baut in wesentlichen Teilen auf Sinnbil-
dungsprozessen eben jener Akteur:innen auf 
(vgl. Weick 1995, zur ökonomischen Bildung 
Zurstrassen 2022). 

Welche Folgen divergierende Sense-Ma-
king-Prozesse staatlicher und nicht-staatlicher 
Akteur:innen nach sich ziehen, lässt sich be-
sonders gut am Beispiel der #SowiBleibt-Kam-
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pagne illustrieren, die nachfolgend zunächst 
in ihren Grundzügen dargestellt werden soll.

„#SowiBleibt“ 
– Hintergrundinformationen

Ausgangspunkt der #SowiBleibt-Kampagne 
bildet ein in der Wirtschaftswoche veröffent-
lichtes Interview (Frohn 2020), in dem der 
Staatssekretär des Schulministeriums NRW, 
Matthias Richter (FDP) u. a. die Pläne der CDU/
FDP-Landesregierung zur Änderung der NRW-
Lehramtszugangsverordnung (LZV) für das 
Studienfach „Sozialwissenschaften“ erläuterte. 

Neben der Umbenennung des Studien-
faches in „Wirtschaft-Politik“ sowie der Aus-
weitung ökonomischer Studieninhalte (zu 
Lasten gesellschaftlicher Inhalte) verkündete 
er zudem, dass Studierende, Referendar:innen 
und bereits im Schuldienst tätige Lehrkräfte, 
die „Sozialwissenschaften“ studiert hätten, 
keine Lehrbefähigung für das Schulfach 
„Wirtschaft-Politik“ hätten. Diese müsste erst 
in einem einjährigen Zertifikatskurs erworben 
werden. Hinsichtlich der Auswirkungen auf 
die Universitäten führte er weiter aus, dass das 
Ministerium, wenngleich es nicht in die Auto-
nomie der Hochschulen eingreifen würde, 
„durch das Lehrerausbildungsgesetz ermäch-
tigt [sei], die für Schulen und den Erwerb von 

Lehramtsbefähigungen 
relevanten Fächer zu defi-
nieren“ (Frohn 2020).

Im Antwortschreiben 
zu einer „Kleinen An-
frage“ der SPD-Fraktion 
bestätigte das Schulminis-
terium die im Interview 
verkündeten Pläne (Land-
tag NRW 2021). Der NRW-
Landesverband der DVPB 
verfasste hiervon ausge-
hend einen Brandbrief, 
der von mehreren Ge-
werkschaften, Verbänden 
und Medien aufgegriffen 
wurde. Eine Online-Peti-
tion mit dem Titel #Sowi-
Bleibt einer Studentin, die 
sich gegen die Pläne des 
FDP-Schulministeriums 
richtete, unterzeichneten 
mehr als 41.000 Personen 
und Organisationen. Auf-

grund des Protests wurde das Vorhaben, (zu-
künftigen) Lehrkräften für Sozialwissenschaf-
ten die Lehrberechtigung zu entziehen, vom 
Schulministerium zurückgenommen. Erreicht 
werden konnte auch der Erhalt der Studien-
fachbezeichnung „Sozialwissenschaften“ für 
das Lehramt der gymnasialen Oberstufe. Die 
#SowiBleibt-Kampagne hat zudem gezeigt, 
wie sehr das Schulfach „Sozialwissenschaf-
ten“ als bildungspolitische Tradition in Nord-
rhein-Westfalen in der Bevölkerung verankert 
ist. Eine deutliche Ausweitung ökonomischer 
Studienanteile verbunden mit der Reduktion 
soziologischer Inhalte auf „Elemente“ sowie 
die Umbenennung des Studienfachs für die 
Sekundarstufe I in „Wirtschaft-Politik“ be-
inhaltet die neue LZV gleichwohl.

#SowiBleibt – Eine governance
analytische Annäherung

Nachstehend erfolgt eine fallanalytische, an 
die Educational Governance-Forschung an-
gelehnte Annäherung an die Kampagne ent-
lang der folgenden Kategorien (Brüsemeister 
2012, S. 30ff):
1.	 Akteur:innen: Welche Akteur:innen sind 

beteiligt? Welche leitenden Interessen 
verfolgen diese? Über welche Ressourcen 
und Instrumente verfügen sie?

2.	 Akteurskonstellationen: Welche Inter-
dependenzen ergeben sich aus der Be-
teiligung mehrerer Akteur:innen? Welche 
Folgen hat dies für ihre Handlungsoptio-
nen? Wie lassen sich auf Basis dieser Inter-
dependenzen Handlungen koordinieren?

3.	 (Trans)Intentionalitäten: Welche absichts-
vollen Strukturen und Abhängigkeiten, 
aber auch unbeabsichtigten Nebenfolgen 
ergeben sich? Welche Konsequenzen hat 
dies für verfügbare Ressourcen?

Besondere Berücksichtigung soll dabei die 
Rolle der DVPB NW finden. Damit nähert sich 
der Artikel auch dem Desiderat der in der 
Educational Governance-Forschung bisher 
nur begrenzt untersuchten Rolle politischer 
(Fach-)Verbände an (Maag-Merki/Altrichter 
2015, S. 404).

Zu 1) Die DVPB NW e.V. als Akteurin: Interes-
sen und Ressourcen 
Auch wenn wie oben erwähnt die Ressourcen 
der DVPB (NW e.V.) deutlich geringer ausfallen 
als jene der ökonomischen Bildung, zeigt die 
#SowiBleibt-Kampagne, wie gezielte Hand-
lungskoordination auch mit weiteren beteilig-
ten Akteur:innen zu einer erheblichen, öffent-
lichkeitswirksamen Reichweite der Interessen 
politisch/sozialwissenschaftlicher Bildung bei-
tragen kann. Als besonders relevant für diese 
Erfolge erwies sich dabei vor allem der Rück-
griff auf Wissen als zentrale Ressource in den 
politischen (Kommunikations-)Prozessen, die 
die Debatte um #SowiBleibt geprägt haben. 
Wir gehen in Anlehnung an Nullmeier (1993) 
von einem weiten Wissensbegriff aus, der die 
Fachexpertise, Feldkenntnisse und Erfahrun-
gen des Landesvorstands bei der politischen 
Interessenvertretung ebenso berücksichtigt 
wie das Wissen um Möglichkeiten intersub-
jektiver Problembearbeitung durch Vernet-
zung mit anderen Akteursgruppen im Feld 
(Heinelt 2009, S. 357).

Die durch die geplante Änderung der 
LZV weiter forcierte Abwertung politisch/so-
zialwissenschaftlicher Bildung einte die unter-
schiedlichen Akteursgruppen. Der Protest der 
Studierenden und Referendar:innen, hieran 
anschließend auch der Lehrer:innenverbände, 
war zudem geprägt durch eine berufliche 
Existenzbedrohung, da ihnen die Lehrbefä-
higung für das Schulfach „Wirtschaft-Politik“ 
vorenthalten werden sollte.

Plakat gestaltet von Studierenden.
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Zentrale Aufgabe der DVPB NW im Kon-
flikt war es, die Kritik und die Auswirkungen 
der Pläne des FDP-Schulministeriums für die 
Mitglieder des Verbands und eine breite Öf-
fentlichkeit herauszuarbeiten und kommuni-
zierbar zu machen. Das erfolgte durch pro-
zessbegleitende Twitter-Nachrichten, einen 
Brandbrief, Stellungnahmen auf der Home-
page der DVPB NW, Briefe an das Ministerium 
und die Beantwortung von Presseanfragen. 

Zu 2) Handlungskoordination: Beteiligte Ak-
teur:innen der #SowiBleibt-Kampagne
Die Breite der Kritik im Rahmen von #Sowi-
Bleibt machte sowohl den Akteur:innen auf 
Ebene der Landespolitik als auch den beteilig-
ten Verbänden sowie individuellen Akteur:in-
nen deutlich, dass die vorgesehene Änderung 
der LZV mit erheblichen Interdependenzen 
verbunden war, die es zu bewältigen galt. Im 
Wesentlichen wurde dabei in Abhängigkeit 
von den betroffenen Akteur:innen auf zwei 
Mechanismen der Handlungskoordination 
(Schimank 2007) zurückgegriffen: 
a)	 Netzwerkbildung (ebd., S. 41) insbeson-

dere auf Seiten der Verbände. Maßnah-
men wie beispielsweise eine gemeinsame 
Podiumsdiskussion der GEW und der DVPB 
NW oder die gegenseitige Referenznahme 
in Stellungnahmen (z. B. Informationen 
über die Petition #SowiBleibt) wurden 
abgestimmt, gemeinsam organisiert und 
durchgeführt. Obwohl die Akteursgrup-
pen ihre Eigenständigkeit wahrten und 
eigene Initiativen entwickelten, konnte so 
eine breitere öffentliche Resonanz erzeugt 
werden als bei Einzelaktionen. 

b)	 Wechselseitige Beeinflussung (ebd., S. 
38ff.): Die zumeist digital-mediale Kom-
munikation von Verbänden wie der DVPB 
NW, der GEW, von Parteien, z. B. der SPD 
und „Die Grünen“, die zum Vorhaben der 
Landesregierung deutliche Kritik geäußert 
haben, führte auch zu einer tieferen Ana-
lyse der Problemlage und wechselseitigen 
Beeinflussung. In den Stellungnahmen der 
von SPD und „Die Grünen“ beantragten Ver-
bändeanhörung zur LZV im Landtag NRW 
(11. Mai 2021) zeigten sich neben gemein-
samen Überzeugungen beispielsweise 
auch wechselseitige Übernahmen von 
Argumentationsmustern. Zu der breiten 
Kritik seitens der DVPB NW, der Landesel-
ternkonferenz NRW, der Landesschüler:in-

nenvertretung NRW, von Gewerkschaften 
(GEW) und Lehrerverbänden (Philologen-
Verband) sowie den Fachschaften (Landes-
fachschaft NRW, Bündnis Sowi-Fachschaf-
ten) und Hochschulleitungen der meisten 
lehrerausbildenden Universitäten mussten 
sich auch die CDU/FDP-Landesregierung 
und das Schulministerium verhalten. Sie 
sahen sich zu einer verstärkten Berücksich-
tigung der geäußerten Kritik veranlasst. 
So gab es neben der insbesondere online 
stattfindenden Kommunikation über so-
ziale Netzwerke beispielsweise auch meh-
rere Online-Diskussionen mit schul- und 
hochschulpolitischen Sprecher:innen der 
CDU und der FDP sowie Stellungnahmen 
des NRW-Schulministeriums. Für die DVPB 
NW war dies bereits schon deshalb ein 
Erfolg, weil die Spitze des NRW-Schulmi-
nisteriums unter Ministerin Gebauer bisher 
alle Gesprächsangebote des Verbands ab-
gelehnt hat und nicht bereit war, sich ihre 
Argumente anzuhören. 

Zu 3) (Trans)Intentionalitäten
Durch Kooperationen mit anderen Organi-
sationen kann die Reichweite erweitert wer-
den (z. B. durch unterschiedliche Verteiler in 
sozialen Medien, Mitgliederkommunikation). 
Organisationen können gezielt ihre Stärken 
und Ressourcen einbringen, bündeln und 
auch Schwächen kompensieren. Dies hat die 
#SowiBleibt-Kampagne eindrücklich aufge-
zeigt. Zeitgleich erhöht die Kooperation mit 
anderen Organisationen jedoch inhaltlich den 
Abstimmungs- und organisational den Koor-
dinierungsaufwand. 

Bei Aktionen, die die schulische politische/
sozialwissenschaftliche Bildung betreffen, tre-
ten bei Beschäftigten des öffentlichen Diens-
tes und bei Beamt:innen zudem oft Interes-
senkonflikte hinsichtlich ihres Engagements 
für den Lernbereich und der dienstlichen 
Treuepflicht auf.

Zukunftsaufgabe

Bisher erfolgte Kooperation im Feld der poli-
tischen Bildung zur Interessenorganisation 
nur situativ. Der Aufbau von Netzwerken ist 
so immer wieder mit erheblichen (auch per-
sönlichen) Arbeitsressourcen verbunden, um 
die Arbeits- und Kommunikationsstrukturen 
aufzubauen. Ausgehend hiervon empfeh-

len wir, analog zur ökonomischen Bildung 
(BÖB – Bündnis für ökonomische Bildung), 
die Gründung eines Dachverbands für poli-
tische/ sozialwissenschaftliche Bildung, um 
dauerhafte, belastbare Kommunikations- und 
Organisationsstrukturen zu schaffen und so 
unsere politische Schlagkraft zu erhöhen. 
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Hans-Joachim von Olberg

Die Vorgeschichte der DVPB bis zu ihrer Gründung 1965

Warum hat es nach dem Ende der national-
sozialistischen Herrschaft 1945 noch 20 Jahre 
gedauert, bis ein Fachverband der politischen 
Bildung in Westdeutschland ins Leben geru-
fen worden ist? Was waren die Gründe für 
diese späte Verbandsgründung und warum 
geschah sie gerade Mitte der sechziger Jahre 
in Frankfurt am Main? Schließlich sind der 

Verband der Geschichtslehrer Deutschlands 
ebenso wie der Verband Deutscher Schul-
geographen bereits 1949 wieder etabliert 
worden.

Während die bisherige Geschichtsschrei-
bung zur politischen Bildung vor allem die 
Entwicklung des konzeptionellen Denkens 
und die Praxis politischen Lehrens und Ler-
nens in den Vordergrund gerückt hat, soll hier 
die Verbandsentstehung besonders als Teil 
der Herausbildung einer speziellen pädagogi-
schen Profession für die fachliche politische 
Bildung und als Folge der sehr spät einsetzen-
den Einführung fachlicher politischer Bildung 
im deutschen Bildungswesen verständlich 
und somit als Politik der politischen Bildung 
sichtbar gemacht werden.

Zaghafte Institutionalisierung politi-
scher Bildung in den Schulen

Zwischen den vier Besatzungsmächten be-
stand zunächst im Mai 1945 ein allgemeiner 
Konsens über die Grundprinzipien der Entmi-
litarisierung, Demokratisierung und Entnazifi-
zierung Deutschlands. Zum Erziehungswesen 
hieß es noch am 25. Juni 1947 in der Direktive 
Nr. 54 des gemeinsamen Kontrollrates: „Alle 
Schulen sollten Nachdruck legen auf die Er-
ziehung zu staatsbürgerlicher Verantwortung 
und demokratischem Lebensstil (democratic 
way of life) vermittels des Lehrplans, der Lehr-

bücher und Lehrmittel und der Organisation 
der Schule selbst.“ (Michael/Schepp 1974, 
Bd. 2, S. 234). Aber nur die amerikanische 
Militärregierung hatte recht hartnäckig ver-
sucht, neben der Förderung demokratischer 
Lebensformen auch eine fachliche Demokra-
tiebildung unter dem in den USA gebräuchli-
chen Namen „social studies“ einzuführen. Im 
April 1948 formulierte sie die Direktive: „Em-
phasis should be given to the attainment of 
democratic modes of living through stress on 
the social studies in all schools.“ (Bungenstab 
1970, S. 197). Die Amerikaner konnten sich 
mit dieser Position gegen die konservativen 
Kräfte in der Bildungspolitik der Bundeslän-
der, die sich vornehmlich an der Wiederher-
stellung von Lösungen aus der Weimarer Zeit 
orientierten, nur sehr begrenzt durchsetzen. 
Neben dem Fach Bürgerkunde in den berufs-
bildenden Schulen, dass in allen Bundeslän-
dern in die Stundentafeln aufgenommen 
wurde, haben an allgemeinbildenden Schu-
len bis 1960 nur Hessen das – nicht ganz 
zufällig so benannte – Fach „Sozialkunde“ 
und das Land Baden-Württemberg ein Fach 
„Gemeinschaftskunde“ mit politisch-gesell-
schaftlichen Inhalten im Sekundarschulwe-
sen etabliert. Die Kultusministerkonferenz hat 
sich 1950 stattdessen nur auf die schwache 
Formel „politische Bildung als Unterrichtsprin-
zip“ und die zaghafte Empfehlung, politische 
Bildung „vom 7. Schuljahr ab Unterricht in be-
sonderen Fachstunden zu erteilen“, einigen 
können (Kuhn/Massing 1990, S. 151).

Auf dem Felde außerschulischer poli-
tischer Jugend- und Erwachsenenbildung 
wuchs ab 1946 bis Ende der fünfziger Jahre 
in den westlichen Besatzungszonen und in 
der BRD mit der (Neu-)Gründung und Wieder-
belebung von Organisationen und Einrichtun-
gen langsam eine recht dünn gesäte, plurale 
Infrastruktur heran. Politische Bildungsarbeit 
wurde in diesem Zeitraum von Organisa-
tionen (z.B. Jugendorganisationen, Parteien, 
Gewerkschaften) und Einrichtungen (z.B. 
Volkshochschulen, Akademien, Jugendbil-
dungsstätten) angeboten (vgl. Becker 2013, 
S. 51-54). 1953 ist der Deutsche Volkshoch-
schul-Verband (DVV) und 1959 der „Arbeits-

kreis Jugendbildungsstätten e.V.“ gegründet 
worden, der sich 1962 zum „Arbeitskreis 
deutscher Bildungsstätten“ umbenannte. 
Dieser Arbeitskreis war und ist aber kein 
Verband von Berufstätigen der politischen 
Bildung als Personen, sondern ein Zusam-
menschluss von Organisationen und Einrich-
tungen außerschulischer politischer Bildung 
zur Interessenvertretung insbesondere in 
Finanzierungsfragen gegenüber der Bundes-
ebene. An den Hochschulen gab es für diesen 
Zweig von Berufstätigen der politischen Bil-
dung auch keinen besonderen Studiengang.

Fachliche politische Bildung ohne 
Standbein im Hochschulstudium

An Hochschulen gab es in Westdeutsch-
land während der fünfziger Jahre überhaupt 
keine nennenswerten Studienangebote für 
die Ausbildung von Politischen Bildnerinnen 
und Bildnern. Professorenstellen oder gar 
Institute für die Fachdidaktik der politischen 
Bildung suchte man vergeblich. Auch Teilstu-
diengänge im Lehramt für politische Bildung 
konnte man in den Vorlesungsverzeichnissen 
nicht finden. Wenn in der Begründung von 
Lehrveranstaltungen von „politischer Bil-
dung“ die Rede war, dann war in der Regel 
die Zielgruppe der Studierenden und unter 
ihnen insbesondere an Lehramtsstudierende 
gedacht. So gab es an einzelnen Universitä-
ten nur die Möglichkeit, im Rahmen des er-
ziehungswissenschaftlichen Pflichtbereichs 
der Ausbildung von Gymnasiallehrerinnen 
und Gymnasiallehrern (dem sogenannten 
Philosophikum) neben Veranstaltungen und 
Prüfungen aus der Philosophie und der Päda-
gogik auch solche aus der Politikwissenschaft 
(„Politikum“ genannt) zu belegen (vgl. Detjen 
2016, S. 53-65). Zu solchen Minimalangebo-
ten gehörten an einzelnen Universitäten (FU 
Berlin, Frankfurt am Main, Marburg) zeit-
weise Ergänzungskurse und Weiterbildungs-
kurse für berufstätige Lehrkräfte anderer Fä-
cher sowie verkürzte Drittfachstudien.

Von diesem Defizitbefund existierten zwei 
Ausnahmen. Das Bundesland Hessen hatte an 
den beiden Pädagogischen Instituten der Leh-

Hans-Joachim von Olberg ist 
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rerausbildung für die Klassen 1-10 (Jugenheim 
und Weilburg) Dozenten für Sozialkunde und 
ihre Didaktik eingestellt, ohne dass hier aller-
dings Sozialkunde als gleichwertige fachliche 
Lehrbefähigung erworben werden konnte. 
Und in den Institutionen der Ausbildung von 
Lehrkräften an berufsbildenden Schulen in 
der ganzen BRD wurde Bürgerkunde nur als 
Inhalt im allgemeinpädagogischen Pflicht-
bereich gelehrt. Da aber Berufspädagogen 
und Lehrkräfte aus Schulformen der Sekun-
darstufe I ein vergleichsweise geringes Inter-
esse an der Mitgliedschaft in einem pädago-
gischen Fachverband hatten und sich eher in 
allgemeinen Lehrerverbänden organisierten, 
war in dieser Zeit die potentielle Population 
für die Konstituierung eines speziellen Ver-
bandes für politische Bildung zu klein.

In den fünfziger Jahren waren allgemeine 
Verbände und Gewerkschaften, die die In-
teressen der Lehrerschaft vertraten, schon 
wieder sehr aktiv. Der Deutsche Philologen-
verband (DPhV) war 1947 neu gegründet 
worden. Die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) im DGB hatte sich 1948 
etabliert. Aber in beiden großen Organisatio-
nen für Pädagoginnen und Pädagogen waren 
keine Sektionen für politische Bildung gebil-
det worden, in denen sich Fachleute der poli-
tischen Bildung hätten zusammenschließen 
können. Dies galt auch für die Deutsche Ge-
sellschaft für Erziehungswissenschaft (DGfE), 
die sich erst 1964 konstituierte. Der Verband 
der Geschichtslehrer Deutschlands bot sich 
als Organisationsplattform für die Politischen 
Bildnerinnen und Bildner schon deshalb nicht 

an, weil er sich lehr-
planpolitisch immer 
wieder gegen ein 
eigenes Fach Ge-
meinschaftskunde 
oder Sozialkunde 
oder Politik wandte, 
die er als Konkurrenz 
für das eigene Fach 
betrachtete. Mit die-
ser Position fand er 
viel Unterstützung 
unter den Bildungs-
politikern der Länder 
und in der KMK, die 
ebenfalls politische 
Bildung als Aspekt 
in den traditionellen 

Unterrichtsfächern für hinreichend hielten. 
Diese Haltung lässt sich mit guten Gründen 
kulturgeschichtlich als Element eines in der 
Adenauerzeit verbreiteten restaurativen und 
anachronistischen Gesellschaftsbildes verste-
hen (vgl. Schild/Siegfried 2009, S. 143 – 146). 
Einige Schriftsteller hatten die „geistige Stick-
luft und Biederkeit“ sowie den bleiernen Kon-
formismus im sozialen Klima der fünfziger 
Jahre beklagt (Weber 2020, S. 412). So wurde 
bezeichnenderweise die „Bundeszentrale für 
Heimatdienst“ erst 1963 in „Bundeszentrale 
für politische Bildung umbenannt.

Im Südwesten Deutschlands bildete sich 
in der unmittelbaren Nachkriegszeit eine Art 
Vereinskultur als Träger von Publikationen 
und Fortbildungen zur politischen Bildung. 
Dies hängt damit zusammen, dass im Bun-
desland Baden-Württemberg erst 1971 eine 
staatliche Landeszentrale für politische Bil-
dung eingerichtet worden war. Die Arbeits-
gemeinschaft „Der Bürger im Staat“ hatte die 
Rechtsform eines Vereins, aber es handelte 
sich „ganz eindeutig um eine staatliche Grün-
dung“. Die Jenaer Historikerin Jolin Diekmann 
hat jüngst herausgearbeitet, dass Vereinsmit-
glieder sowohl Repräsentanten verschiedener 
gesellschaftlicher Organisationen, aber auch 
prominente Politikwissenschaftler, die sich 
aktiv für politische Bildung einsetzten, wie 
Prof. Theodor Eschenburg und Prof. Arnold 
Bergsträsser waren (vgl. Diekmann 2022,  
S. 20 – 28). Es handelte sich also um eine zivil-
gesellschaftliche Organisation, der vornehm-
lich Experten und Honoratioren angehörten, 
die im Vorfeld des Staates Aufgaben politi-

scher Bildung übernahm, aber nicht um einen 
Berufsverband.

Es waren Vertreter der Politikwissenschaft 
und der Pädagogik, die den Diskurs um die 
geeigneten Begründungen und Formen poli-
tischer Bildung in der Zeit zwischen 1945 und 
1960 dominierten und zugleich verzerrten. 
Die Politikwissenschaftler blendeten dabei die 
didaktische und schulpädagogische Seite aus 
und die Pädagogen berücksichtigten nicht so-
zialwissenschaftliche Analysen von Politik und 
Lernen. Auffällig ist, wie viele Erziehungswis-
senschaftler unter den Diskutanten in dieser 
Debatte auftraten: Zu nennen sind hier vor 
allem Theodor Wilhelm, Erich Weniger, Theo-
dor Litt, Eduard Spranger (vgl. Detjen 2007,  
S. 99 – 154). In der Tradition von Konzeptio-
nen staatsbürgerlicher Erziehung kritisierte 
Litt die Partnerschaftserziehung von Wilhelm 
und plädierte für das Hauptziel die Herausbil-
dung von Staatsbewusstsein in der Verteidi-
gung von Demokratie gegen den Totalitaris-
mus. In Heft 1 der Schriftenreihe der Bundes-
zentrale für Heimatdienst aus dem Jahre 1954 
formulierte er als Aufgabe der politischen Bil-
dung, „in jugendliche Gemüter den Keim ei-
ner Staatsgesinnung zu legen, die einem erst 
zum Leben zu erweckenden Staat die Seele 
geben wird“ (Litt 1954, S. 39). Viele Beiträge 
der Pädagogen verblieben auf einer solchen 
erziehungsphilosophischen Metaebene und 
trugen wenig zur politikdidaktischen Kon-
zeptentwicklung bei. 

Joachim Detjen hat eine akribisch doku-
mentierte Untersuchung über das Verhältnis 
der Gründergeneration der deutschen Politik-
wissenschaftler in den fünfziger und sechzi-
ger Jahren zur politischen Bildung vorgelegt. 
In ihr werden deren intensive Überlegungen 
und Aktivitäten zur politischen Bildung als 
Kernaufgabe der jungen Wissenschaft von 
der Politik aufgezeigt. Er stellt fest: „Die frü-
hen Politikwissenschaftler waren keine pro-
fessionellen Didaktiker. Die Fragen nach den 
Zielen, Inhalten sowie Lehr- und Lernformen 
standen nicht im Zentrum ihrer weitgefä-
cherten Reflexionen. Und dennoch äußerten 
sich viele von Ihnen höchst verständig über 
Aspekte des Bildungsprozesses.“ (Detjen 
2016, S. 499) Definitiv hätten sie politische 
Erziehung als eine Aufgabe ihrer Wissen-
schaft verstanden, aber es ließe sich wohl 
nie klären, „ob all diejenigen, die sich für den 
politischen Bildungsauftrag der Politikwissen-

Hakenkreuzschmierereien vom 24.12.1959 an der Kölner Synagoge. 
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schaft aussprachen, dies wirklich so meinten 
oder ob sie den Auftrag nicht doch eher nur 
als willkommenen Hebel betrachteten, die 
Politikwissenschaft als akademische Disziplin 
durchzusetzen“ (ebenda, S. 501). Sie boten 
jedenfalls bis Mitte der sechziger Jahre den 
beruflich tätigen Politischen Bildnerinnen und 
Bildnern keinen Ort im Wissenschaftssystem 
und im Verbändewesen.

Begünstigende Voraussetzungen der 
Verbandsgründung

Ereignisgeschichtlich betrachtet wurden die 
Aktivitäten zur sichtbareren Institutionalisie-
rung politischer Bildung in der Bundesrepub-
lik durch Hakenkreuzschmierereien an der ge-
rade wieder eingeweihten Kölner Synagoge 
am Tag vor Weihnachten 1959 ausgelöst 
(siehe Abb. S. 11). Immense öffentliche Auf-
merksamkeit erhielten diese Schmierereien 
aber durch circa 500 ähnliche Folgetaten in 
den nächsten 4 Wochen nicht nur in West-
deutschland, sondern unter anderem auch 
im westlichen Ausland. Die schockartige 
Wirkung dieser Geschehnisse weist darauf-
hin, dass die Aufbauphase der politischen 
Bildung in der Bundesrepublik neben a) der 
Demokratiebildung und b) dem Ost-West-
Konflikt mit c) der Bekämpfung des Rechts-
extremismus einen dritten bedeutenden Ar-
beitsschwerpunkt besaß. Besonders dass 15 
Jahre nach Ende der Nazi-Herrschaft so junge 
Täter beteiligt waren, erzeugte eine intensive 
Debatte darüber, was in den Schulen und in 
den Bildungseinrichtungen auf diesem Gebiet 
mehr getan werden könnte (vgl. Dudek 1995,  
S. 249 – 284).

Die Kultusministerkonferenz reagierte 
recht zügig mit dem Beschluss der Saar-
brücker Rahmenvereinbarung vom 29. Sep-
tember 1960, in dem Gemeinschaftskunde 
den verbindlichen Unterrichtsfächern in den 
Klassen 12 und 13 aller Schultypen, die zum 
Abitur führen, hinzugefügt wurde. Konkreti-
sierend legte die KMK fest, woraus Gemein-
schaftskunde bestehen soll „(insbesondere 
Geschichte, Geographie, Sozialkunde; es 
geht hier nicht um den Anteil der Fächer an 
der Stundenzahl, sondern um übergreifende 
geistige Gehalte)“ (Michael/Schepp 1974, 
Bd. 2, S. 370). Damit war ein Durchbruch zur 
Verankerung fachlicher politischer Bildung 
in Deutschland erreicht: Alle Bundesländer 

sollten erstmalig im allgemeinbildenden 
Schulwesen – wenn auch mit sehr geringer 
Wochenstundenzahl – das Fach Sozialkunde 
einführen.

Begleitet wurde die dann folgende Take-
off-Phase in der Geschichte politischer Bil-
dung zwischen 1960 und 1965 von gesell-
schaftlichen Aufbrüchen, die zu Unrecht im 
aktuellen historischen Standardbewusstsein 
der Westdeutschen erst der 68er-Bewegung 
zugeschrieben werden. Diese Kontextbedin-
gungen haben schon Jahre früher die profes-
sionsbezogene Organisierung der Politischen 
Bildnerinnen und Bildner zwar nicht verur-
sacht, gleichwohl aber begünstigt.

Zu den ersten Wissenschaftlern an Univer-
sitäten, die die Didaktik der Sozialkunde ver-
treten haben, gehörte Kurt Gerhard Fischer, 
der ab 1962 als Dozent an der Universität Gie-
ßen arbeitete. Er wurde später zwischen 1976 
und 1986 zum stellvertretenden Bundesvor-
sitzenden der DVPB gewählt. Nach kurzer 
Zeit wurde Fischer Professor für die Didaktik 
der Gesellschaftswissenschaften in Gießen. 
1966 erhielt zudem sein Kollege Wolfgang 
Hilligen den Ruf auf eine zweite Professur 
für die Didaktik politischer Bildung am glei-
chen Ort; er wurde dabei nachhaltig von Max 
Horkheimer, dem Direktor des Instituts für So-
zialforschung in Frankfurt unterstützt. Beide 
Gießener Fachdidaktiker leiteten maßgeblich 
die „didaktische Wende“ politischer Bildung 
in Westdeutschland ein. Ende der sechziger 
Jahre gab es schon an mehreren anderen 
Universitäten Politikdidaktik-Professuren für 
die Ausbildung von Lehrerinnen und Lehrern 
der Sozialkunde.

Aufgeschreckt durch die internationalen 
Reaktionen auf die Hakenkreuzschmiere-
reien 1959/60 richtete die Bundesregierung 
sofort eine hochrangig besetzte Kommission 
zur Koordinierung von Fragen der politischen 
Bildung ein. Ausgerechnet Max Horkheimer, 
der prominente Vertreter der kritischen Theo-
rie, wurde ein wichtiges Mitglied dieses Be-
ratungsgremiums der Regierungen Adenauer 
und Erhard. Beim Institut für Sozialforschung 
wurde zudem ein „Studienbüro für politische 
Bildung“ angesiedelt, das über ein Jahrzehnt 
lang Reisen für Multiplikatoren der politischen 
Bildung in die USA organisiert hat, damit sie 
dort das Modell demokratischer Erziehung 
im Bildungswesen Nordamerikas studieren 
konnten. In dieser Absicht, die USA als Vor-

bild für den Aufbau politischer Bildung zu 
propagieren, stimmten Horkheimer und die 
Bundesregierung überein (vgl. Albrecht 1999, 
S. 387 – 447). Dr. Friedrich Minssen wurde 
Geschäftsführer dieses Studienbüros und 
arbeitete eng mit Horkheimer zusammen. 
Oberschulrat Minssen war langjähriger Mi-
nisterialbeamter im hessischen Kultusministe-
rium, Mitherausgeber der Zeitschrift „Gesell-
schaft Staat Erziehung– GSE“ und Initiator der 
ab 1965 erscheinenden Zeitschrift „Laufende 
Mitteilungen zum Stand der politischen Bil-
dung“ (siehe Abbildung S. 11).

Minssen wurde durch seinen engagierten 
Einsatz zum ausschlaggebenden Initiator der 
Gründung der DVPB. Das Studienbüro or-
ganisierte Amerikareisen für eine große An-
zahl von späteren aktiven Mitarbeitern und 
Unterstützern der DVPB. Von den über 100 
USA-Fahrerinnen und Fahrern seien hier nur 
genannt: Günter C. Behrmann, Wolfgang 
Hilligen, Hans-Hermann Hartwig, Wolfgang 
Edelstein, Clemens Lessing, Rolf Schörken. 
In der Geschichtsschreibung zur Entwicklung 
des Selbstverständnisses Westdeutschlands 
wird diese Phase „Die intellektuelle Gründung 
der Bundesrepublik“ genannt (vgl. ebenda). 
Die DVPB ist ein Teil dieser Geschichte: Kind 
der Westorientierung, der Aufarbeitung der 
NS-Vergangenheit, der Sozialwissenschaften 

Deckblatt der 1965-1972 von Friedrich 
Minssen herausgegebenen Zeitschrift 
Laufende Mitteilungen zum Stand der 
politischen Bildung
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und des gesellschaftskritischen Denkens. 
Interne Dokumente vom 29.12.1960 und 
18.01.1966 aus dem Max-Horkheimer-Archiv 
(MHA) in Frankfurt belegen, dass Minssen be-
reits ab 1960 den Aufbau eines Berufsverban-
des für die politische Bildung plante (MHA IX, 
235, 13 und MHA V, 187, 206; nach Albrecht 
1999, S. 415 und 418).

Den Vorstoß der KMK für ein Teilfach So-
zialkunde innerhalb der Gemeinschaftskunde 
auf der Abiturstufe haben in den folgenden 
Monaten die Deutsche Vereinigung für politi-
sche Wissenschaft (DVPW) und die Deutsche 
Gesellschaft für Soziologie (DGS) entschlos-
sen aufgegriffen. In insgesamt sechs Tagun-
gen zwischen August 1963 und September 
1964 entwickelte eine prominent besetzte 
„Vereinigte Kommission der DGS und der 
DVPW“ unter Beteiligung von Wirtschafts-
wissenschaftlern und Rechtswissenschaftlern 
ein ausführliches Konzept der curricularen 
Gestaltung zu Zielen, Methoden und Stoff-
bereichen der Sozialkunde. Und wieder war 
Minssen Mitglied der Kommission (vgl. Detjen 
2016, S. 63 – 77; GSE 1965, S. 69 – 85). Er be-
richtete in der Zeitschrift GSE über die Ergeb-
nisse der Abschlusskonferenz vom 7. – 12.9. 
in der Politischen Akademie Tutzing, dass 
alle beteiligten Sozialwissenschaften darin 
einig waren, dass zum Erwerb der Fakultas 
für Sozialkunde gleichartige Studiengänge 
in allen Bundesländern unentbehrlich seien. 
Auch wäre es notwendig, ebenfalls in der 
Unter- und Mittelstufe einen Unterricht in 
Sozialkunde einzuführen. Und Minssen fügte 
hinzu: „Zugleich wurde die Konferenz davon 
in Kenntnis gesetzt, daß Vorbereitungen im 
Gange seien, den an Sozialkunde und Ge-
meinschaftskunde besonders interessierten 
Lehrern innerhalb der Bundesrepublik die 
Möglichkeit eines organisatorischen Zusam-
menschlusses zu bieten.“ (GSE 1965, S. 70) 
Zu Recht bezeichnet Joachim Detjen den der 
KMK vorgelegten Ausgestaltungsvorschlag 
der Vereinten Kommission für die Sozial-
kunde als einen „Professionalisierungsschub“ 
für die politische Bildung (Detjen 2016, S. 77).

Am 5. März 1965 kam es dann zur Grün-
dungsversammlung der DVPB in Frankfurt am 
Main, dem Wohnort von Friedrich Minssen. 
Er wurde zum geschäftsführenden Vorstands-
mitglied gewählt und seine Anschrift auch 
als Verbandsadresse angegeben (GSE 1965, 
S. 217). Erster Vorsitzender wurde Adalbert 

Brunner, Gymnasiallehrer und SPD-MdL aus 
München. Zweite Vorsitzende wurde die 
Gymnasiallehrerin Dr. Lore Ohrt aus Kiel. 
Dem Verbandsnamen fügte man zu diesem 
Zeitpunkt den Untertitel „Arbeitskreis der 
Lehrer für Sozialkunde und Gemeinschafts-
kunde“ hinzu. Dies zeigt, dass zu Anfang die 
DVPB ein Verband von Schulpädagogen war. 
Hochschullehrer waren unter den 14 Grün-
dungsmitgliedern ebenso in der Minderheit 
(Hans-Hermann Hartwich, Rolf Schmiederer, 
Karl Seidelmann) wie Schulverwaltungsbe-
amte (Clemens Lessing, Friedrich Minssen). 
Gymnasiallehrerinnen und Gymnasiallehrer 
überwogen (darunter einige Schulbuchauto-
ren und spätere Hochschullehrer wie Walter 
Gagel und Hubert Ivo). Mitglieder aus dem 
Arbeitsfeld der außerschulischen politischen 
Bildung fehlten noch.

Im Bericht über die Gründung wurden zum 
Zwecke der Förderung politischer Bildung 
und Erziehung in der Schule drei Zielbereiche 
der DVPB genannt: „die Zusammenführung 
der an dieser Arbeit beteiligten Kräfte, die 
Bekanntmachung ihrer Auffassungen und 
die Vertretung ihrer Interessen“ (ebenda). 
Verbandspolitisch ging es also zunächst um 
Integration nach innen, Öffentlichkeitsarbeit 
und Interessenvertretung nach außen; das 
Arbeitsfeld der Serviceleistungen (Zeitschrif-
ten, Fortbildung) trat erst später hinzu. Aber 
in den nächsten zweieinhalb Jahren kam es 
sehr zügig zur Konstituierung von Landes-
verbänden zum Beispiel in Berlin, Bayern, 
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und 
Bremen. Zu den ersten Aktivitäten gehörte 
neben der Verabschiedung eines Arbeitspro-
gramms noch im Jahre 1965 ein öffentlicher 
Aufruf anlässlich erster Erfolge der NPD bei 
Landtagswahlen in Hessen und Bayern mit 
der Mahnung: „Nicht die politische Bildung, 
sondern die Politik selbst ist immer noch – im 
guten wie im bösen – die wirksamste Lehr-
meisterin politischen Verhaltens.“ (Laufende 
Mitteilungen 1966, Heft 3-4, S. 35)
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Julika Bürgin

Zur Politik der Demokratiebildung 

Demokratiebildung ist ein politisches – also 
nicht nur oder primär pädagogisches – Feld. 
An der Politik der Demokratiebildung sind Bil-
dungs- und Wissenschaftspolitik sowie Kinder- 
und Jugendpolitik beteiligt, aber die Innen- 
und Sicherheitspolitik hat in Kernfragen die 
Federführung übernommen. Eine bestimmte 

Vorstellung von Demokratie und Politik soll 
in unterschiedlichste Bildungsräume (von der 
Grundschule bis zur offenen Jugendarbeit 
und Erwachsenenbildung) Eingang finden. 
„Extremismusprävention“ und „wehrhafte 
Demokratie“ sind Schlüsselkonzepte derjeni-
gen Veränderungen, um die es im Folgenden, 
unter besonderer Berücksichtigung der außer-
schulischen politischen Bildungsarbeit, geht 
(basierend auf Bürgin 2021).

Bei der „Politik der Demokratiebildung“ 
handelt es sich trotz unklarer Konturen um 
ein eigenständiges Politikfeld (Policy), das 
über die Ressortgrenzen von Bildungspolitik 
hinausreicht. Die Kontroversen über die Poli-
tik der Demokratiebildung werden kaum in 
Parlamenten und kaum öffentlich ausgetra-
gen (Politics), sondern exekutiv entschieden, 
im außerschulischen Bereich vor allem auf 
der Ebene von Förderpolitik. Die Regierun-
gen handeln in einem diffusen Gebiet von 
Programmen, Zuwendungsauflagen, Kont-
rolle der Mittelverwendung und selektiver 
Wirkungsevaluation. Die Zivilgesellschaft 
wird durch politische Strukturen und institu-
tionelle Rahmenbedingungen (Polity) einbe-
zogen, gesteuert und geordnet.

Gebiet 1: Bildungsauftrag 
Extremismusbekämpfung
Im Jahr 2017 legte das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) offen, die Bundesprogramme zur 

Demokratie-, Toleranz- und Vielfaltsförde-
rung als „Extremismusprävention“ zu verste-
hen (BMFSFJ 2017). Die Demokratieförder-
programme sind ein wesentliches, aber nicht 
das einzige Instrument. Im Jahr zuvor hatten 
das Bundesfamilienministerium und das 
Bundesinnenministerium die „Strategie der 
Bundesregierung zur Extremismusprävention 
und Demokratieförderung“ vorgelegt. Unter 
der Überschrift „Sicherheit und Prävention 
Hand in Hand“ heißt es darin: „In der weite-
ren künftigen Optimierung der Extremismus-
prävention der Bundesregierung […] wird die 
Bundesregierung den Austausch von zivilge-
sellschaftlichen Akteuren mit dem Bildungs-
sektor, mit Polizei und Justiz weiter stärken.“ 
(BMFSFJ/BMI 2016, S. 32)

Das Konzept des „Extremismus“ basiert 
auf einem Modell der „Extreme“ und mündet 
in einem Paradigma des „Antiextremismus“. 
Wer oder was „extremistisch“ ist, bestimmen 
maßgeblich die Ämter für Verfassungsschutz. 
Es handelt sich um einen sicherheitspolitisch 
geprägten Amtsbegriff, der Grundrechte ein-
schränken kann, ohne ein Rechtsbegriff zu 
sein. „Extremismus“ bestimmt eine Grenze 
der Legitimität jenseits des Gesetzes. Men-
schen können alle Gesetze beachten und 
trotzdem als „extremistische“ Lehrer Berufs-
verbot erhalten oder als „extremistische“ Trä-
ger ihre Gemeinnützigkeit verlieren. Am de-
mokratischen Gesetz vorbei werden Normen 
gesetzt und „Normalität“ geschaffen, die für 
politische Bildungsarbeit auch die Grenze 
„legitimer“ Kontroversität definieren (siehe 
Bürgin 2021, erstes Kapitel).

Zu den Bausteinen der Antiextremismus-
architektur gehören:
•	 Bundes- und Landesprogramme zur Extre-

mismusprävention: Vor dem Hintergrund 
einer bundesweit geschwächten und vie-
lerorts löchrigen institutionellen Förde-
rung freier Träger greifen die Programme 
durch inhaltliche Vorgaben weitreichend 
in die fachliche Autonomie von Bildungs-
trägern und damit in das Prinzip der Sub-
sidiarität ein.

•	 Demokratiefördergesetz: Das geplante 
Demokratiefördergesetz der Ampel-Koali-

tion legt das Konzept einer „wehrhaften 
Demokratie“ zu Grunde, das behauptet, 
Demokratie durch ihre Verkürzung zu ret-
ten. Die Verstetigung der finanziellen För-
derung freier Träger soll zur „Bekämpfung 
jeder Form von Extremismus“ beitragen.1

•	 Antiextremismus als schulischer Bildungs-
auftrag: Die Lehrpläne für den Politikun-
terricht fast aller Bundesländer enthalten 
mehr oder weniger stark ausgeprägte ex-
tremismuspräventive Elemente (Feldmann 
2022).

•	 Demokratieerklärung bzw. „Extremismus-
klausel“: Das BMFSFJ forderte im Jahr 2010 
von freien Trägern im Rahmen der Demo-
kratieförderung, sich zur freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung zu beken-
nen und sich zu verbürgen, dass ihre Ko-
operationspartner keine „extremistischen 
Strukturen“ unterstützen. Nur Letzteres 
wurde nach großen Protesten 2014 zu-
rückgenommen.

•	 Überprüfung von Trägern und Mitarbei-
ter*innen durch den Verfassungsschutz: 
2004 hatte das Bundesinnenministerium 
den Informationsaustausch zwischen 
Ministerien und dem Bundesamt für Ver-
fassungsschutz veranlasst. Mindestens 51 
Träger wurden im Rahmen des Bundespro-
gramms „Demokratie leben!“ überprüft 
(ohne informiert zu werden und dagegen 
vorgehen zu können). Das Land Hessen 
hat die Überprüfung landesgeförderter 
Träger 2018 im Hessischen Verfassungs-
schutzgesetz verankert und damit eine 
„Blaupause“ für andere Bundesländer ge-
schaffen.

•	 Gemeinnützigkeit: Der Verfassungsschutz 
prüft gemäß Abgabenordnung auch Bil-
dungsträger, da bei Erwähnung im Verfas-
sungsschutzbericht „widerlegbar“ davon 
auszugehen sei, dass sie nicht die Kriterien 
der Gemeinnützigkeit erfüllen.

•	 Verfassungsschutz als Bildungsakteur: 
Ämter für Verfassungsschutz bieten ei-
gene Bildungsveranstaltungen an, treten 
als Bildungsarbeiter*innen auf und sind 
beteiligt an der Erstellung von Bildungs-
materialien, auch für Schulen.

Prof. Dr. Julika Bürgin ist Profes-
sorin am Fachbereich Soziale 
Arbeit der Hochschule Darm-
stadt. Sie ist aktiv im Forum 
kritische politische Bildung.
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Durch Mittelflüsse wird der politische Anti-
extremismus in Projekte, Bildungsangebote, 
Konzepte, Tagungen, Publikationen, For-
schungen und Stellenprofile eingespeist. 
Wissenschaft ist durch wissenschaftliche 
Begleitung, Evaluation und Evaluationsfor-
schung umfangreich beteiligt. Die politische 
Bildungspraxis ist Objekt und Subjekt der 
Extremismusbekämpfung. Als Akteur*innen 
eignen sich freilich nur jene, die die „Verschie-
bung hin zu einem ‚Sicherheitsdispositiv‘“ 
(Gill/Achour 2019, S. 35) mit tragen und die 
nicht selbst ins Visier des Antiextremismus 
geraten.

Gebiet 2: Entpolitisierung per 
Gemeinnützigkeitsrecht 
Freie Bildungsträger sind in der Regel als ein-
getragene Vereine organisiert, die bei den 
Finanzämtern beantragen, als gemeinnützig 
gemäß der Abgabenordnung anerkannt zu 
werden. Ohne Gemeinnützigkeit werden 
Vereine nicht nur steuerpflichtig und verlie-
ren Spenden. Sie können auch die Vorausset-
zung einbüßen, Fördermittel zu beantragen, 
in Dachverbänden Mitglied zu werden oder 
sogar öffentliche Räume anzumieten. Finanz-
ämter bzw. Finanzgerichte entzogen mehre-
ren politischen Bildungsträgern die Gemein-
nützigkeit und begründeten dies wie folgt:
•	 Politische Bildungsarbeit beeinflusse un-

zulässig die politische Willensbildung
•	 (Politischer) Bildungsarbeit fehle die „geis-

tige Offenheit“
•	 Erwähnung in einem Verfassungsschutz-

bericht als „extremistisch“
•	 Ausschluss gruppenbezogen menschen-

feindlicher Personen von Veranstaltungen

2019 wurde Attac (und in Folge auch dem 
Demokratischen Zentrum Ludwigsburg) die 
Gemeinnützigkeit mit folgender Begrün-
dung aberkannt: „Politische Bildung voll-
zieht sich in geistiger Offenheit. Sie ist nicht 
förderbar, wenn sie eingesetzt wird, um die 
politische Willensbildung und die öffentliche 
Meinung im Sinne eigener Auffassungen zu 
beeinflussen“ (BFH 10.1.2019 V R 60/17). 
Diese Argumentation des Bundesfinanzhofs 
übernahm das Bundesfinanzministerium im 
Januar 2022 in den Anwendungserlass zur 
Abgabenordnung. Die Finanzämter müssen 
nun die „geistige Offenheit“ der Bildungs-
träger überprüfen und die Beeinflussung der 

politischen Willensbildung in einen Zusam-
menhang mit Agitation und Indoktrination 
stellen: „Politische Bildung ist nicht förderbar, 
wenn sie eingesetzt wird, um die politische 
Willensbildung und die öffentliche Meinung 
im Sinne eigener Auffassungen zu beeinflus-
sen, z. B. durch einseitige Agitation oder un-
kritische Indoktrination.“2 

Gefördert und gefordert wird eine Tren-
nung der politischen Bildungsarbeit von 
Politik. Dies hat keine Grundlage in Gesetzen 
zur Jugend- und Erwachsenenbildung. Denn 
Wissen und Denken einzusetzen, um Politik 
zu verändern, gehört zur fachlich anerkann-
ten Tradition politischer Bildungsarbeit und 
hat mit Indoktrination nichts zu tun.

Gebiet 3: Bildungsarbeit unter 
Neutralitätsdruck
Seit dem Einzug der Partei „Alternative für 
Deutschland“ in die Kommunal-, Landes- und 
Bundespolitik wird unter neuen Vorzeichen 
über „Neutralität“ diskutiert. Die AfD bean-
standet, dass staatliche und staatlich geför-
derte Bildungsinstitutionen zu ihren Lasten 
gegen das Gebot zur parteipolitischen und 
weltanschaulichen Neutralität verstießen. 
Es greift allerdings zu kurz, hier nur ein AfD-
Thema zu sehen. Ministerien und Behörden 
geben vielfach den Druck weiter oder emp-
fehlen initiativ politische Zurückhaltung. 
Dies beginnt mit Zuwendungsbescheiden, 
die standardisiert zur Beachtung parteipoliti-
scher Neutralität auffordern (Widmaier 2020, 
S. 219) und endet bei inhaltlichen Eingriffen 
in Publikationen. Bis in große Verbände wirkt 
der Druck, mit staatlichen Fördermittelge-
bern nicht in Konflikt zu geraten.

Unabhängig von Denunziationsplattfor-
men und Anfragen der AfD sind Bildungs-
arbeiter*innen innerhalb und außerhalb von 
Schulen mit entgrenzten und gesetzlich nicht 
ableitbaren Neutralitätsanforderungen kon-
frontiert. Dies zeigte sich exemplarisch beim 
weltweiten Klimastreik 2019. Das Hessische 
Kultusministerium untersagte Exkursionen zu 
einer Demonstration als schulische Veranstal-
tungen: „Eine Teilnahme widerspricht dem 
Neutralitätsgebot an Schulen“.3

Die politische Urteilsbildung in und außer-
halb von Schulen muss sich auch auf Parteien 
erstrecken können, schließlich haben diese 
eine zentrale Rolle im politischen System der 
Bundesrepublik Deutschland. Die Forderung 

nach parteipolitischer und weltanschaulicher 
Neutralität greift tief in den Auftrag politi-
scher Bildungsarbeit ein, denn Urteils- und 
Meinungsbildung können kaum befördert 
werden, wenn Pädagog*innen ihre eigenen 
Überzeugungen verleugnen müssen. Das 
Neutralitätsgebot im hoheitlichen Bereich 
des Staates (Gerichte, Polizei) kann nicht auf 
pädagogisches Handeln übertragen werden, 
ohne dessen ‚Gebote‘ zu verletzen. 

Demokratiebildung? Politische 
Bildung?
In welchem Bezug stehen Demokratiebildung 
und politische Bildung? Die bildungspoliti-
schen und die fachlichen Koordinaten haben 
sich in den letzten zwei Jahrzehnten deutlich 
verschoben. Dies zeigt exemplarisch der 16. 
Kinder- und Jugendbericht über „Förderung 
demokratischer Bildung im Kindes- und Ju-
gendalter“. Die Bundesregierung formuliert 
als zentralen Auftrag politischer Bildung (jun-
ger Menschen), demokratische Werte und 
Praktiken zu vermitteln und damit „Funda-
mente demokratischen Verhaltens“ zu schaf-
fen (BMFSFJ 2020a, S. 7f.). Sie stützt sich auf 
die Sachverständigenkommission, die den 
Auftrag allerdings anders fasst: „Politische 
Bildung fördert das Vermögen, die politische 
Wirklichkeit im Hinblick auf die Durchsetzung 
demokratischer Prinzipien kritisch und reflek-
tiert zu beurteilen. Sie entwickelt die Fähigkei-
ten zur politischen Partizipation und zur Ge-
staltung von Demokratisierungsprozessen.“ 
(BMFSFJ 2020, S. 527)

Die Orientierung auf wertebasiertes de-
mokratisches Verhalten wird seit einigen 
Jahrzehnten durch die Demokratiepädagogik 
flankiert, die auch die politische Bildung neu 
begründen will. Ob sich die Aufgaben politi-
scher Bildung aus der Demokratiepädagogik 
heraus bestimmen lassen, ob sich die Kon-
zepte befruchten oder grundsätzlich unter-
scheiden, ist umstritten (vgl. Bürgin 2021, S. 
13f., 153 – 155). Schon jetzt allerdings ver-
schiebt und verkleinert die Demokratie-Bil-
dungspolitik das Terrain politischer Bildungs-
arbeit mit Aufträgen zu Extremismuspräven-
tion, Neutralität und Politikdistanz. In diesem 
Sinne soll Bildungsarbeit durchaus politisch 
eingreifen. Man kann dies als Überwältigung 
bezeichnen, denn eine kritische Urteilsbil-
dung über den ordnungspolitischen Auftrag 
ist nicht vorgesehen. 
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„Politische Bildung“ droht zu einer Wort-
hülse zu werden, weil ihr inhaltlicher Kern, die 
Ermöglichung politischer Urteils- und Hand-
lungsfähigkeit, ausgeweidet wird. Da es um 
nicht weniger als grundsätzliche Fragen der 
Demokratieentwicklung geht, hätte politische 
Bildungsarbeit demokratisches Wissen zu be-
fördern, das auch Machtwissen ist: „kompe-
tente Demokraten wären weltlich orientierte 
Kratologen (Machtexperten), politisch Gebil-
dete wüssten nicht nur, wie es um die Macht 
des Volkes steht, sondern würden auch kon-
krete Machtpraktiken kennen, die sie anwen-
den können.“ (Reichenbach 2010, S. 162f.)

Die Sachverständigen des 16. Kinder- und 
Jugendberichts betonen, dass „politische 
Bildung von politischen Entscheidungsträge-
rinnen und -trägern nicht instrumentalisiert 
und auf Grundlage des umstrittenen Extre-
mismusbegriffs für politische Ziele funktiona-
lisiert werden“ dürfe (BMFSFJ 2020, S. 527). 
Dennoch behauptet das BMFSFJ in seiner 
Zusammenfassung der Ergebnisse: „Dabei 
ist unstrittig, dass erfolgreiche politische Bil-
dung sich auch gegen jegliche Form des Ex-
tremismus wendet.“ (BMFSFJ 2020a, S. 30) 
Die Bildungspraxis darf dies als Ankündigung 
verstehen: Will sie als „erfolgreich“ anerkannt 
(und gefördert) werden, muss sie sich auch 
präventiv verstehen und gegen jeglichen „Ex-
tremismus“ wenden. Dass wissenschaftlicher 
Sachverstand zu anderen Ergebnissen kam, 

wird Trägern und Bildungsarbeiter*innen 
nicht helfen.

Anmerkung
1	 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend und Bundesministerium des Innern 
und für Heimat: Diskussionspapier von BMFSFJ 
und BMI für ein Demokratiefördergesetz

2 Bundesministerium der Finanzen: Änderung des 
Anwendungserlasses zur Abgabenordnung 
(AEAO) vom 12.01.2022

3	 Frankfurter Rundschau, 19.09.2019: Kultusminis-
terium verbietet Schulausflüge zu Klimaprotesten
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Die Entwicklung einer Gesellschaft hängt im 
Wesentlichen davon ab, inwieweit ihr die „so-
ziale Weitergabe“ (Tomasello 2015, S. 16) ih-
rer Errungenschaften gelingt. Für die Zukunft 
der Demokratie ist somit die Weitergabe der 
Kernelemente ihrer Existenzform entschei-
dend. Darüber, in welchem Format dies ge-
schehen soll, wird seit langem diskutiert. In 
diesem Zusammenhang wurden im Laufe 
der letzten Jahrzehnte mehrere Konzeptio-
nen (weiter-)entwickelt: So gibt es neben der 
politischen Bildung die Konzepte politisches 
oder sozialwissenschaftliches Lernen, Demo-
kratiepädagogik, Demokratiebildung bzw. 
Radikale Demokratiebildung. Sie enthalten 
unterschiedliche Figurationen von Partizipa-
tion, Bildung, Demokratie, Wertorientierung, 
Bürgerleitbildern usw. 

Diese Diskussion sollte nicht als akademi-
scher Balltanz zur Seite geschoben werden. 
Ihre Relevanz wird erstens dann deutlich, 
wenn die Weitergabe der Praxen demokra-
tischer Existenzweise nicht reflexartig im 
verbreiteten Denkschema des didaktischen 
Dreiecks eingeschmolzen wird. Es mag zwar 
in extra dafür eingerichteten Räumen darum 
gehen, eine Auswahl bestimmter Inhalte zu 
treffen und Methoden zu entwickeln, mit 
denen die Lerngegenstände innerhalb dieser 
Einrichtungen zu vermitteln sind. Ein didak-
tisches Denken allerdings, das ernsthaft be-
ansprucht, Prozesse des Lehrens und Lernen 
zu untersuchen, darf sich nicht auf die Innen-
sicht vorhandener Schemata der Weitergabe 
beschränken. D. h., es sollte nicht nur um die 
Frage gehen, welches Wissen wem mit wel-
chen Methoden und mit welchem Ziel ver-
mittelt wird. Vielmehr muss in einer seriösen 
Untersuchung von Lehr- und Lernprozessen 
auch rekonstruiert werden, auf welche Weise 
ein weitergebenswerter Gegenstand über-
haupt zu einem solchen geworden ist und 
welche Form er dabei angenommen hat (in 
diese Richtung gehen auch bereits die Über-
legungen von Grammes (1998)). Genea-
logisch ließe sich dann herausarbeiten und 
untersuchen, welche Ideen, Schemata und 

Praktiken der Weitergabe zugrunde liegen 
und vor allem: reproduziert werden. Dabei 
geht es nicht um die Entwicklung weiterer 
alternativer oder komplexerer Methoden und 
Techniken der Vermittlung, sondern um die 
Frage, welche Folgen es etwa hat, wenn die 
Weitergabe der zentralen Aspekte demokra-
tischer Lebensführung als Vermittlung (zu-
meist: repräsentativen Wissens) organisiert 
ist. Erst auf dieser Folie zeigen sich die poli-
tisch-epistemologischen Zuschnitte und da-
mit die Unterschiede der Ansätze. Das kann 
gar nicht hoch genug bewertet werden, denn 
für die demokratische Existenzweise ist ent-
scheidend, wie die Subjekt-Weltbeziehungen 
eingerichtet, welches Vernehmen (Sehen, 
Hören, Riechen usw.), welche Objekte oder 
organischen Zusammenhänge (Tiere, Natur, 
Technik usw.) wie verdichtet und (relational) 
eingebunden werden.

Zweitens erlangt die Diskussion um die 
Weitergabe der Bestandteile demokratischer 
Existenzweise Bedeutung, wenn Demokratie 
nicht auf ein normativ abgesichertes, forma-
les Entscheidungsverfahren verkürzt wird. 
Wenn Demokratie als tatsächliche Praxis 
verstanden wird: Als Ermächtigung und „Be-
fähigung, Dinge [so] zu tun“ (Lorey 2020, S. 
36), dass die fortwährende demokratische, 
heterogene, gemeinsame Existenzweise fort
gesetzt wird. Der demokratische Zusammen
halt ergibt sich nicht aus einem Rahmen 
ewiggültiger Prinzipien (so bequem das auch 
wäre), sondern aus der alltäglichen Aktivie-
rung „praktischer Ressourcen“ (Latour 2006, 
S. 206). Demnach gibt es keine unverrückba-
ren Gründe, die Hierarchien oder Ableitungs-
regeln dauerhaft legitimieren könnten. In der 
Mitte einer Demokratie befindet sich viel-
mehr eine dauerhaft umkämpfte „Leerstelle“ 
(Lefort 1990, S. 293). Damit ist die praktische 
Gründung bzw. Bildung der Demokratie eine 
„unendliche Aufgabe“ (Heil/Hetzel 2006). 

Um die Demokratie in diesem Sinne als 
permanenten Prozess zu verstehen, muss von 
quasimetaphysischen Mikro- oder Makrore-
duktionismen Abstand genommen werden. 

Es geht weder ein gegebenes Subjekt der 
Gesellschaft noch eine vorhandene Gesell-
schaft dem Subjekt voraus. Vielmehr finden 
Subjektivierungsprozesse und die Konstitu-
tion der Gesellschaft immer gleichzeitig statt. 
Politische Bildung muss in diesem Sinne als 
Subjektivierung gelesen werden. Sie stellt 
nicht den Rahmen für eine oberflächliche, 

schulische Vermittlung curricularer Wissens-
kataloge, sondern trägt in ihren Subjektivie-
rungspraxen substanziell zur Konstitution der 
Gesellschaft bei.

Wenn also von einer Politik der politischen 
Bildung in der Demokratie die Rede sein soll, 
geht es nur oberflächlich allein um eine poli-
tische Gestaltung eines Anforderungskatalo-
ges an die Weitergabe zentraler Elemente de-
mokratischer Lebensführung. Grundsätzlich 
steht die politische Dimension der tatsächli-
chen Praxis im Zentrum – ihre performative, 
welterzeugende Dimension. Welche Formen 
von Politik, Subjektivität, Welt und Gesell-
schaft werden konstelliert, verdichtet und 
damit wirksam gemacht (Stichwort: „Onto-
epistemologie“ (Barad 2012, passim). Es geht 
nicht allein um ein Wissen über die Politik, 
über die Umwelt (im Sinne eines politischen 
Lernens), sondern um das Kuratieren, um die 
buchstäbliche Bildung von Subjekt-Welt-Ver-
hältnissen, von „Beziehungsweisen“ (Adamc-
zak 2017) in der Welt.

Lost in representation
Genau diese Fragen nach Beziehungsweisen 
in der Welt, nach einem angemessenen de-
mokratischen Gesellschafts-Welt-Verhältnis 
sind im Anthropozän dringlich geworden 

Werner Friedrichs 

Terra democratica – demokratiepolitische Kartographie.
Wie kommende Demokrat*innen orientieren?

Dr. Werner Friedrichs ist seit 
2015 Akademischer Direktor 
an der Otto-Friedrich Univer-
sität Bamberg. Zuvor forschte 
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versitäten zu den Grundlagen 
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(vgl. z. B. Friedrichs 2021). Am Beginn des 
3. Jahrtausends steht nicht weniger als „die 
Zukunftsfähigkeit der Demokratie zur Diskus-
sion“ (Blühdorn 2013, S. 10). Und zwar „inso-
fern, als unklar ist, ob die Demokratie über-
haupt in der Lage ist, Zukunftsfragen wie den 
Klimawandel, die Begrenztheit natürlicher 
Rohstoffe, die Verschuldung der öffentlichen 
Haushalte oder die rasant wachsende soziale 
Ungleichheit zu bewältigen“ (ebd.). Die De-
mokratie wurde in ihrer selbstzufriedenen 
Selbstgewissheit erschüttert. Im Angesichte 
drängender Probleme im Zusammenhang 
mit dem Massenaussterben der Arten, der 
Erderwärmung oder der Verschmutzung der 
Meere kann sie nämlich nicht länger bean-
spruchen, die beste aller Gesellschaftsformen 
zu sein (vgl. dazu Blühdorn 2020).

Defizite werden vor allem in den Prinzi-
pien der liberalen, repräsentativen Demo-
kratie ausgemacht. Sie erweisen sich als 
„zutiefst undemokratisch“ (Lorey 2020, S. 
8). Insbesondere das zentrale Element poli-
tischer Repräsentation stehe dem Versuch, 
ein gemeinsames Weltverhältnis bzw. ega-
litäre Beziehungsweisen (die auch non-hu-
mane Bereiche einschließen) zu bilden, im 
Wege. Warum das? Weil der Mechanismus 
der Repräsentation die Realfiktion erzeugt, 
dass es an sich gegebene, humane Indivi-
duen gäbe, deren angestammte Interessen 
es in repräsentativen Verfahren zu koordi-
nieren oder auszuhandeln gelte. Verschlei-
ert wird dadurch, dass solche Individuen 
mit ihren Interessen nicht Voraussetzung, 
sondern Ergebnis der (politischen) Einfüh-
rung des Repräsentationsprinzips sind. Es 
werden die verschlungenen Affekte einer 
gesellschaftlichen „multitude“ (Virno 2019) 
– in die im übrigen auch nichthumane Ele-
mente verwoben sind – in aufgeteilte, ato-
mistische Interessen von Individuen (re-)
figuriert. Dieser machtvolle Einschnitt wird 
dann etwa als ökonomisch vernünftiges Ein-
hegen toxischer Leidenschaften verschleiert 
(vgl. etwa Hirschman 1987). Die mitunter 
unberechenbare Intensität und Impulsivität 
der demokratischen Unmenge (vgl. dazu 
auch Rancière 2010) wird in Verfahren der 
Interessensvertretung kanalisiert. Damit 
wird allerdings auch das „Gewebe des Sozia-
len“ (Bedorf/Herrmann 2016) moduliert (im 
schlechtesten Falle durchtrennt – zur Modu-
lation des Sozialen vgl. Peters 2022). Für die 

Zukunft der Demokratie (im Anthropozän) 
könnte in diesem Sinne entscheidend sein, 
wie sie ihre egalitären Beziehungsweisen 
jenseits des durch den Repräsentationsme-
chanismus eingeführten Schemas naturhaft 
gegebener, humaner Individuen organisiert.

Aus dem Bisherigen lassen sich zwei wert-
volle Aspekte gewinnen. Erstens müssen die 
der demokratiepolitischen Frage In welcher 
Demokratie leben? unterliegenden Unter-
scheidungen präzise formuliert werden: „Die 
Entgegensetzung zwischen falscher und rich
tiger Demokratie ist vielleicht gar nicht in 
erster Linie eine Unterscheidung zwischen 
liberaler und illiberaler Demokratie, sondern 
verweist vielmehr auf den Konflikt zwischen 
Repräsentation und Präsenz [Herv. W. F.]“ 
(Manow 2020, S. 55). Mit dieser Verschie-
bung des Konflikts ist nicht mehr die Differenz 
von Sein und Sollen entscheidend, sondern 
die zwischen Sein und Seienden. Es rückt 
der Konflikt zwischen der in Form gesetzten, 
politischen Welt (die Politik/Repräsentation) 
und den sie hervorbringenden, materiellen 
Praktiken (das Politische/Präsenz) in den 
Mittelpunkt. Daraus folgt zweitens, dass 
politische Bildung nicht nur im Rahmen einer 
Vermittlungsidee gedacht werden darf. Sie 
verwaltet nicht allein eine pädagogische Pro-
vinz, in der vermittels von Diagrammen und 
Repräsentationen Vorstellungen über (ferne) 
Politik korrigiert und diskutiert werden. Viel-
mehr ist sie als onto-epistemologische Praxis 
zu verstehen, die etwa durch ihr tätiges Zei-

gen „reflektierte“, „urteilende“ und „emanzi-
pierte Zuschauer*innen“ (Trimçev 2020) tat-
sächlich herstellt – oder durch Simulationen, 
Planspiele und Szenariotechniken die em-
pirisch wirksame (Real-)Fiktion autonomer, 
individuell-intentionaler Handlungsschemata 
erzeugt. 

Solange sich die politische Bildung über-
wiegend als lebensbegleitende Reflexions-
instanz versteht, die bereits vorhandenen 
Subjekten helfe, ihre ‚eigentlichen‘ Interessen 
zu erkennen, die dazu anleite, die richtige Per-
spektive auf die Welt zu entwickeln, drohen 
Diskussionen über Konzeptionen tatsächlich 
zu Spiegelfechtereien zu werden. Denn ein re-
präsentationalistisches Demokratieverständ-
nis wird dabei ebenso wenig verlassen wie 
der dazu passende, vermittlungstheoretische 
Ansatz. Man bleibt unter sich und gründet 
Fachgesellschaften, Fachvertretungen oder 
Verbände. Die demokratiepolitische Bedeu-
tung politischer Bildung im Sinne der Frage 
ihres substanziellen Beitrags für die Kon
stitution einer demokratischen Gesellschaft 
wird dagegen erst erreicht, wenn einerseits 
der Konflikt zwischen Repräsentation und 
Präsenz (s. o.) und andererseits die Differenz 
zwischen einem vermittlungs- und kontakt-
theoretischen Zugriff (vgl. dazu Dreyfus/Tay-
lor 2016) zu Grunde gelegt wird. 

terra representatio vs. terra relatio
Um die entsprechenden subjekt- und welt-
erzeugenden Effekte der Ansätze sichtbar 

Abb. 1 terra representatio

terra representatio
Vermittlung

zeigen/
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Stoff (Politik)
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zu machen, hat Aït-Touati (2019) vorgeschla-
gen, welterzeugende Praxen als unterschied-
liche Welten (terra) zu kartieren (vgl. dazu in 
ähnlicher Weise den Vorschlag „Terrapolitik“ 
(Schroer 2022, S. 515ff.)). Im Handgemenge 
der unterschiedlichen Konzeptionen lassen 
sich dann vor allem zwei Kartographien von 
onto-epistemologischen Einsätzen rekonstru-
ieren. Sie unterscheiden sich vor allem in den 
Selbst-Welt- bzw. Gesellschafts-Welt-Verhält-
nissen: Die eine Karte orientiert sich an der 
Idee vermittelbaren, repräsentierenden Wis-
sens, die andere an den Effekten praktisch 
hergestellter Beziehungen.

Die unterschiedlichen Kartierungen – po-
litical mappings (vgl. Chandler 2018) – erge-
ben sich aus jeweils berücksichtigten Orien-
tierungspunkten. Im Folgenden sollen einige 
Markierungen einer terra representatio, die in 
der Karte Repräsentation/Vermittlung einge-
zeichnet sind, denjenigen einer terra relatio 
gegenübergestellt werden, die Spuren von 
Verbindungen folgt und deren Effekte aus-
weist.
•	 Repräsentationalismus vs. Immanentis-

mus: Der Unterschied in den Kartierungen 
lässt sich paradigmatisch am jeweils ange-
nommenen Weltverhältnis verdeutlichen. 
Entweder es wird unterstellt, dass die vor-
gängige Realität in geistigen Zuständen 
repräsentiert wird, oder es wird ein Reso-
nanzverhältnis zugrunde gelegt, in dem 
Beobachtung und Gegenstand gleichzei-
tig erzeugt werden. Beide sind „the effect 
of […] activity on ourselves and on what is 
revealed” (Masschelein 2010, S. 45).

•	 Vermittlung vs. Kontakt: Zentral ist die 
Unterscheidung zwischen einem vermitt-
lungs- und einem kontakttheoretischen 
Weltzugang (vgl. dazu vor allem Dreyfus/
Taylor, 2016). Weil ersterer von einer fun-
damentalen Differenz zwischen der „Rea-
lität dort draußen“ und dem „Fürwahr-
halten […] im Inneren des Geistes“ (ebd.,  
S. 14) ausgeht, müsse die Realität ver-
mittelt werden. Der kontakttheoretische 
Zugang stuft die Annahmen einer sol-
chen Trennung als nötigende Argumente 
ein, mit denen „wir gezwungen werden 
sollen, zwischen Innerem und Äußerem, 
zwischen der Realität des Körperlichen 
und der Realität des Bewusstseinsinhalts 
zu unterscheiden.“ (ebd., S. 18f.) Stattdes-
sen seien die Effekte eines Mit-der-Welt-in-
Kontakt-Gehens zu prüfen. Auf der einen 
Seite autonomes Denken eines brain-in-a-
tank, auf der anderen Seite die Praxis des 
Herstellens von Beziehungsweisen und 
das Greifbarmachen ihrer Effekte.

•	 Zeigen vs. Animieren: Die elementare Stra-
tegie des Vermittelns ist das (erklärende) 
Zeigen. Das Gezeigte wird in seinem (ver-
meintlich unabhängig existierenden) So-
sein erklärt – wird repräsentiert. Der kon-
takttheoretische Zugang problematisiert 
ein solches Zeigen als desengagiertes Hin-
weisen: Wenn so getan wird, als müsste 
mensch nur hinsehen. Wenn so getan 
wird, als handele es sich um ein gegebe-
nes optisches Verhältnis, und buchstäblich 
aus dem Blick gerät, dass Etwas-Sehen im-
mer schon Ergebnis eines „Sehens als Pra-

xis“ (Schürmann 2008) ist. In der kontakt-
theoretischen Lesart ist das Bewusstsein 
nicht „Spiegel der Natur“ (Rorty 1987). 
Vielmehr geht das optisch gedachte 
Selbst-Welt-Verhältnis als Effekt aus einer 
Vielzahl alltäglicher Praxen hervor. Um 
diese Praxen greifbar zu machen, müssen 
die sich in ihnen manifestierenden Verhält-
nisse durch eine (sensuale) Animation (vgl. 
dazu Tsing 2019) zugänglich gemacht wer-
den – zum Beispiel durch Sounds (vgl. z. B. 
Voegelin 2019). 

•	 Reflexion vs. Diffraktion: Zusätzlich zum 
Vermitteln von Wissen geht es um das 
Gewahrwerden der eigenen Position. Die 
wird auf der terra representatio gespiegelt 
– mensch reflektiert sich. In der terra re-
latio geht es dagegen um „Diffraktionen“ 
(Barad 2013): Welche Überlagerungen, 
Interferenzen, Verstärkungen, Verzerrun-
gen, Muster usw. ergeben sich aus einer 
spezifischen Situiertheit in Beziehungen?

•	 Lernen (Zustandsdifferenz) vs. Bildung 
(Prozess): Etwas zugespitzt kann zwi-
schen zwei unterschiedlichen Lesarten 
von Bildung unterschieden werden. Im 
repräsentationalistischen Ansatz wird 
Bildung überwiegend als Lernen verstan-
den – im Sinne einer reflektierten Aneig-
nung von Wissen über die Welt. Eine er-
folgte Bildung wird dann an unterschied-
lichen, erreichten Zuständen gemessen. 
Zukunftsoptimistisch wird das dann sogar 
als transformatives Lernen ausgeflaggt. 
Im kontakttheoretischen Zugang wird Bil-
dung dagegen als ein materialer Prozess 
erschlossen. Das Selbst-Welt-Verhältnis 
wird als Effekt generativer Praktiken ver-
standen. In Bildungsprozessen wird somit 
das Politisch-Sein auf das politisierende 
Werden, auf subjektivierende Relationen 
bezogen. 

Die politische Politik der politischen 
Bildung
Es ließen sich weitere Punkte ausweisen (z. B. 
Mikro-/Makroebene vs. Assemblage; Indivi-
duum/Gesellschaft vs. Multitude; Akteure vs. 
Aktanten; Raum (Space) vs. Situation (Place); 
Methode vs. Strategie; Wissen vs. Imaginäres 
u. v. a.), mit denen sich die Kartographien an-
reichern ließen. Es geht hier aber zunächst 
nur darum, die unterschiedlichen Rahmun-
gen holzschnittartig herauszuarbeiten. In der 

terra relatio
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terra representatio wird von einem System Po-
litik ausgegangen. Die Politik tritt anderen Be-
reichen gegenüber. Sie kann in einem engen 
und weiten Verständnis gefasst werden (im 
Sinne einer Ausweitung). In der Politik wer-
den allgemeinverbindliche Entscheidungen 
herbeigeführt. Der terra relatio liegt dagegen 
die Unterscheidung zwischen der Politik und 
dem Politischen zugrunde. Unter der Politik 
wird ein eingerichteter Raum verstanden, in 
dem stabilisierte Institutionen, Akteure und 
Verfahren verteilt sind; unter dem Politischen 
die sie erzeugenden Praxen, die konkreten Si-
tuationen. In einer Demokratie geht es dann 
darum, die „politische Differenz“ (Marchart 
2010) zwischen der Politik (Repräsentation) 
und dem Politischen (Präsenz) präsent zu hal-
ten. Das heißt, es muss der Bezug der Politik 
zu den sie erzeugenden Praktiken, Konstella-
tionen und Einrichtungen wiederholt, aktuali-
siert und beweglich gehalten werden.

Diese unterschiedlichen mappings der 
politischen Bildung sind für das Politische der 
politischen Bildung nicht unerheblich. Ein ver-
mittelnd-repräsentatives Mapping leitet eine 
Praxis an, die sich dem Ziel der Mündigkeit auf 
eine paradoxe Weise verschreibt: Die Formel 
Mündigkeit ermutigt einerseits Praxen der 
Selbstbestimmung, die sich gegen Fremdbe-
stimmungen von Außen immunisieren sollen. 
Andererseits wirbt die Pathosformel Mündig-
keit für ein Engagement in der Welt, in der 
Gesellschaft. In einer Kartierung der Effekte 
relationaler Weltbeziehungen erscheint die 
Vision einer autonomen Selbstbestimmung 
als Folge des Ausblendens ihrer eigenen 
Bedingungen. Jede Selbstbestimmung hat 
Relationen und Beziehungsweisen zur Vor-
aussetzung. Nur durch vielfältigste, symbio-
tische Verbindungen zur Welt – etwa Luft, 
Bakterienstämme, technische Hilfsmittel, 
Nährstoffe, soziale Bande – kann der Mensch 
seine Selbstbestimmung behaupten. Eine Be-
hauptung, die zum Wahn zu werden droht, 
wenn sie ihr eigenes In-der-Welt-Sein vergisst. 
Wenn sie zum Mut zur Wahrheit, zum Stand-
punkt gegenüber der Welt aufruft, statt sich 
um die vielfältigen, „prekären“ (Lorey 2012) 
Beziehungen zu sorgen.

Es ist an der Schwelle zum 3. Jahrtausend 
unbedingt notwendig, diese „Ontomacht“ 
(Massumi 2010) der unterschiedlich kartier-
ten Welten, die sich in ihrer jeweiligen Sub-
jekt-Welterzeugung, in ihren praktischen 
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Effekten zeigt, greifbarer zu machen. Das ist 
der Einsatz der Politik der politischen Bildung. 
Und die ist notwendig. Denn im Zeitalter des 
Anthropozäns müssen wir dringend neue For-
men des In-der-Welt-Seins, des In-der-Gesell-
schaft-Seins erproben. Wir müssen dringend 
atopische Situationen hinter verblassten, uto-
pischen Räumen in ihrer Bildsamkeit eröffnen 
(vgl. dazu auch Friedrichs 2022).
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Julius Gast in Zusammenarbeit mit weiteren Mitgliedern der Initiative 

Ich weiß, dass ich nichts weiß – Eine Schüler:inneninitiative 
setzte sich (erfolgreich) für eine Stärkung der Politischen 
Bildung an Berliner Schulen ein – ein Resümee

Die Autor:innen dieses Textes haben während 
und nach ihrer Schulzeit ihre Erfahrungen im 
Rahmen der Initiative „Politik als Schulfach in 
Berlin“ (PaSF) machen dürfen, was politische 
Teilhabe und das Thema „Politische Bildung in 
der Schule betrifft“. In diesem Beitrag lassen sie 
ihre Erfahrungen Revue passieren, die zwischen 
Mai 2010 und Januar 2019 im Zusammenhang 
mit der Einführung eines eigenständigen Fa-
ches Politik in den Klassen 7-10 im Bundesland 
Berlin gesammelt worden waren. Seitdem 
soll politische Bildung mit zwei Stunden pro 
Schuljahr im Rahmen einer Kontingentlösung 
(5 Stunden an Gymnasien, 4 Stunden an Se-
kundarschulen) der Fächer Politik, Geschichte, 
Geographie und Ethik unterrichtet werden. 
Dass sich hieraus neue Probleme und Konflikte 
ergeben, ist jedoch nicht Teil dieses Beitrages.

Hintergrund und Relevanz
Politische Bildung ist nicht alles, aber ohne 
politische Bildung in Schulen fehlt der Demo-
kratie die Basis für verinnerlichte demokrati-
sche Denkstrukturen. Darüber wird sich wohl 
jeder einig sein. Die Schüler:innen brauchen 
gerade in diesen politisch unruhigen Zeiten 
ein Grundgerüst, um flexibel und gefestigt 
auf ständig wechselnde Ereignisse reagieren 
und kompetent diskutieren zu können – und 

dies ohne Beeinflussung des Elternhauses. 
Seit jeher gibt es in der schulpolitischen Land-
schaft die Diskussionen, was die Institution 
„Schule“ den Schüler:innen heutzutage bei-
bringen soll. In der kürzlich veröffentlichten 
Schulleitungsstudie von Cornelsen sprachen 
sich 88% der befragten Schulleitungen dafür 
aus, „Demokratie“ zu lehren (Fichtner et. al. 
2021). Doch wie geht das am besten und lässt 
sich „Demokratie“ nicht einfach auch im fach-
übergreifenden Fächerunterricht lehren?

Die Situation in Berlin 
In Berlin wurde zum Schuljahr 2019 ein eigen-
ständiges Fach „Politik“ eingeführt.1 Der Rah-
menlehrplan musste nicht angepasst werden, 
da schon seit Jahren ein solcher für Berlin und 
Brandenburg existierte – ohne dass danach 
aber tatsächlich Unterricht stattfand. Formell 
gesehen gab es Politikunterricht auch schon 
vorher, nur unter dem Namen „Sozialkunde“ 
im Fächerverbund mit Geschichte in einem 
Zeitverhältnis von 1 : 2.

Mit der Kürzung auf G8 und der Ein-
führung des Faches Ethik mit zwei Stunden 
wurde das Fach Geschichte/Sozialkunde im 
Berliner Stundenplan an Gymnasien von drei 
auf zwei Stunden gekürzt, an den anderen 
Sekundarschulen konnte dies manchmal 

durch besondere Funktionsstunden ausge-
glichen werden. Es bedarf keiner langen Er-
klärung für Fachfremde, dass eine Stunden-
kürzung automatisch zu einem Zeitmangel 
führt, bestimmte Themen zu besprechen. 
Die größten negativen Auswirkungen hatte 

dies auf das Fach Sozialkunde, sodass es nur 
selten gelang, mit den Schüler:innen die dort 
geforderten Inhalte zeitlich zu behandeln. So-
mit schlossen viele Schüler:innen die Schule 
ab, ohne außerhalb des Elternhauses in einem 
Umfeld, welches politische Kontroversität zu-
lässt, ihre Meinung geäußert und sich über 
Themen informiert zu haben. Besonders be-
troffen waren Schüler:innen, die nicht die 
gymnasiale Oberstufe besuchten, denn da 
hätte es wenigstens Politik als Grundkurs ge-
geben. Politik drohte also zu einem elitären 
Schulfach zu mutieren (vgl. Achour/Wagner 

Julius Gast war von 2013 bis zu 
ihrer Auflösung 2019 Mitglied 
der Initiative. Heute studiert 
er Jura und Ostasienwissen-
schaften an der FU Berlin 
und beschäftigt sich mit der 
politischen Bildung von Studie-
renden.
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2019). Im Jahr 2010 begannen Berliner Schü-
ler:innen an ihren Oberschulen diesbezüglich 
Umfragen zu erstellen, welche diesen Sach-
verhalt belegten. Von den befragten Schü-
ler:innen gaben 80% eine falsche Antwort 
bezüglich der Unterscheidung der Erst- und 
Zweitstimme. Erfreulicherweise waren aber 
58% der Befragten für „Politik als Schulfach 
ab Klasse 7“ (vgl. Lange/ Onken/ Korn 2013).

Gründung der Initiative „Politik als 
Schulfach“ und Arbeitsetappen 
Rückblickend lassen sich die wesentlichen Mei-
lensteine im folgenden Zeitverlauf benennen:

•	 Gründung der Initiative „Politik als Schul-
fach“ 2010 am Werner von Siemens Gym-
nasium in Steglitz Zehlendorf. Schüler:in-

Abb. 1: Auszüge aus den Ergebnissen der Umfragen an mehreren Berliner Oberschulen durch Mitglieder von PaSF
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nen setzten sich das Ziel, die politische 
Bildung zu stärken. 

•	 Auftritte in lokalen Zeitungen, Jugendfo-
ren. Gewinn des Demokratiepreises der 
Friedrich Naumann Stiftung.

•	 Unterstützung im Abgeordnetenhaus Ber-
lin durch parlamentarische Anfragen des 
Abgeordneten Martin Delius (Piratenpar-
tei), die er nach Gesprächen mit der Initia-
tive für sie stellte. Das daraufhin gegebene 
Versprechen der getrennten Benotung der 
Fächer hatte eine enorme Bedeutung für 
die Gruppenarbeit in den 8 Jahren, denn 
die folgenden Jahre konnte die Initiative 
die Verwaltung an ihr eigenes Ziel erin-
nern, ohne unhöflich zu werden.

•	 Zweite Schüler:innengeneration in Perso-
nalunion mit dem Landesschüler:innen-

ausschuss (LSA) Berlin und Einbringen in 
schulpolitische Debatten.

•	 Im Wahlkampf für das Abgeordnetenhaus 
2016 konnten wir beim Jugendforum Ber-
lin allen Parteien, die bis dahin im Abge-
ordnetenhaus vertreten waren, das offene 
Versprechen abgewinnen, dass mit ihnen 
Politik als eigenständiges Schulfach Reali-
tät werden sollte. Somit war es leicht, 2016 
bei den Koalitions-Verhandlungen, erneut 
die Beteiligten an ihr Versprechen zu erin-
nern und die Umsetzung einzufordern.

•	 Wir konnten Beschlüsse der Bundesschü-
ler:innenkonferenz mitprägen, die eine ge-

	 zielte Förderung von Politik als Schulfach 
vorsahen.

•	 Mitwirkung bei der Ausarbeitung der Ziel-
vorgaben für das Fach Politische Bildung 
in Berlin in den Jahren 2017-2018, die mit 
der verpflichteten Einführung des Faches 
2019 einen krönenden Abschluss fanden. 
Das gemeinsame Ziel von PaSF und weite-
ren Akteur:innen war erreicht.

Das ABC für eine gelungene 
Schüler:inneninitiative
Es lässt sich am Thema PaSF gut erkennen, 
dass Schüler:innen durchaus eine eigene 
Meinung zu bestimmten Themen haben und 
auch gerne diejenigen unterstützen, die et-
was tun. Am wichtigsten ist also ein gemein-
sam formuliertes Ziel und in kleineren Etap-
pen „Schritt für Schritt“ vorzugehen. 

Aber wie im späteren Leben kann man 
nicht auf allen Hochzeiten gleichzeitig tan-
zen. Insofern braucht eine Gruppe genug 
Mitglieder, die auch die zeitlichen Kapazitä-
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„Politik als Schulfach“ beim Barcamp des KiJub Steglitz-Zehlendorf 22.9.17
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Abb. 2: Übersicht des Zeitverlaufes
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ten mitbringen, aber auch Raum lässt für die, 
die nur sporadisch Zeit haben, sich aber in den 
Debatten einbringen.

Diese logistische Organisation lässt sich 
heutzutage gut via Whatsapp klären. Es muss 
klar sein, wer der:die Hauptansprechparter:in 
für Fragen ist.

Des Weiteren hat es sich bewährt, auch 
außerhalb der ehrenamtlichen Arbeit gemein-
same freundschaftliche Aktivitäten durchzu-
führen, um das Gruppengefühl zu stärken. 
Eine wichtige Motivationsquelle war für uns 
die Fahrt nach Brüssel, die wir als Preis eines 
Wettbewerbes der Friedrich Naumann Stif-
tung 2013 gewannen. Das ermöglichte den 
Austausch der Teilnehmer:innen untereinan-
der und positives Feedback von politisch ak-
tiven Personen. Darüber hinaus konnten wir 
dadurch weitere Mitglieder gewinnen.

Neben denen, die hartnäckig Fragen stel-
len, muss es aber auch die geben, die diese 
beantworten können. Bei uns waren es vor al-
lem die ehemaligen Mitglieder, die auch nach 
ihrer Schulzeit bei der Organisation unterstüt-
zend mithalfen, sich aber aus der Frage „wie“ 
das Fach gestaltet werden soll, zurückhielten, 
da dies Aufgabe der Schüler:innen ist.

Dieser Punkt ist vielleicht der wichtigste. 
Denn wer lässt sich als pubertierende:r Schü-
ler:in schon gern etwas von den Erwachsenen 
sagen? Insofern bestand auch ein nicht gerin-
ger Arbeitsaufwand darin, einen „eigenstän-
digen Nachwuchs“ für die Idee eines eigen-
ständigen Schulfaches zu finden. 9 Jahre 
sind, wenn man in Berliner SV-Generationen 
denkt, 4 – 5 verschiedene Generationen, die 
mitwirkten.

Vertrauenspersonen ohne eigene 
Hintergedanken sind essentiell
Eine Initiative von Schüler:innen braucht aber 
gerade am Anfang eine Stütze, ideell aber 
eben auch finanziell. Dies war für PaSF das 
Kinder- und Jugendbüro Steglitz-Zehlendorf 
(KiJuB), namentlich dort Janine Rittel, die 
uns Tipps für finanzielle Förderungen und Ta-
gungsorte gab oder einfach ein offenes Ohr 
für unseren Frust hatte. 

Eine weitere Stütze war der Austausch mit 
der Wissenschaft. Prof. Sabine Achour unter-
stützte uns, die durch unsere Befragungen 
erlangten Erkenntnisse und die daraus resul-
tierende Forderung auch wissenschaftlich zu 
untermauern. Sie ermöglichten uns eine fun-
dierte Argumentation gegenüber der Senats-
verwaltung und der Politik und stellte Kontakt 
zu den Lehrkräften her, die erfolgreich ihr 

bestes gaben, trotz Zeitnot „Demokratie“ zu 
vermitteln. 

Der Kontakt kann zwischenzeitlich pausie-
ren, wenn z. B. eine neue Aktivengeneration 
am Ruder ist. Wichtig ist aber, dass man im-
mer wieder an vergangene Konversationen 
anknüpfen kann.

Hierbei ist erneut zu betonen, wie hilf-
reich es war, dass diese Vertrauenspersonen, 
selbst wenn eigene Interessen bestanden, die 
Schüler:innen nicht als Schutzschild oder Alibi 
für eigene Forderungen nutzten. Gerade in 
der Bildungspolitik lässt sich dies leider nicht 
immer vermeiden.

Probleme 
Das größte Problem für Schüler:initiativen 
ist wohl die Langatmigkeit, die bei manchen 
Projekten von Nöten ist. Es ist wichtig, die 

Staffelstabübergabe richtig vorzunehmen, 
sodass man auch nach der Schulzeit in Ruhe 
alles genießen kann im Wissen, dass andere 
die Arbeit gut machen und lernen mit Unter-
stützung von Menschen wie z. B. beim KiJuB 
und der Schulsozialarbeit ihre eigenen neuen 
Probleme zu bewältigen.

Wichtig ist aber auch, eine politische 
Lobby zu schaffen, damit die Schüler:innen 
gehört werden. Z.B. Jugendforen bieten eben 
diese Chance. Gremien wie der LSA haben 
ebenso direkteren Zugang zur Politik und sind 
insofern ebenso in der Verpflichtung sich der 
Interessen ihrer Schüler:innen anzunehmen. 

So kann es ein Problem sein, dass man als 
Schüler:in nicht wahrhaben will, dass andere 
Sichtweisen genauso ihre Berechtigung ha-
ben. Im Fall Berlin war es die Frage, ob man 
einfach Stunden von anderen Fächern, wie 

Ethik, Geschichte oder Geographie, „klauen“ 
könnte, nur um die politische Bildung zu stär-
ken. Schließlich war dies die einzige Mög-
lichkeit, Politik als eigenständiges Fach in 
den Klassen 7 – 10 unterrichten zu können. 
Als andere Möglichkeit war eine Stunden-
erhöhung für die Lernenden wenig attraktiv. 
Vieles geschah damals hinter den Kulissen. 
Bekannt wurde im Rahmen der Evaluierung 
und Neufassung der Rahmenlehrpläne die in-
tensive Diskussion mit dem Fach Geschichte. 
Damals sollte eigentlich Politik eine eigene Be-
notung, wenn nicht sogar Platz in der Stun-
dentafel erhalten. Durch eine Änderung des 
Rahmenlehrplans Geschichte entstand aber 
die große Angst, das Fach Geschichte ebenso 
schrittweise abzuschaffen. Insofern nahm die 
Senatsverwaltung vorerst Abstand von der 
Idee, die politische Bildung in dem Rahmen 
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auch zu stärken. Der „Frust“ für Schüler:innen 
lässt sich für Außenstehende gut nachvollzie-
hen, weil der Senatsverwaltung in Folge des-
sen die Hände gebunden waren.

Die damalige Zeit war vielleicht das einzige 
Mal, dass man aktiv in Kauf nahm, als Alibi 
von der Senatsverwaltung, mit der man ein 
sehr produktives und vertrauensvolles Ver-
hältnis führte, „benutzt zu werden“. Denn 
mit der radikalen Forderung ggf. eine Stunde 
länger in der Schule zu sitzen, tut man den 
eigenen Mitschüler:innen keinen großen Ge-
fallen, gab der Senatsverwaltung aber einen 
Spielraum, den sie nutzen konnte und man 
kam somit auch ins Gespräch mit noch mehr 
Schüler:innen, um die Problematik zu disku-
tieren. Denn dies schließt das letzte Problem 
mit ein, das auch gesellschaftlich vorliegt. 
Wer repräsentiert wen und kann dies in An-
spruch nehmen? Während es in der „Politik“ 
ja Abgeordnete sind, die von einer hohen 
Wahlbeteiligung demokratisch legitimiert 
sind, haben es Schüler:inneninitiativen oft 
schwerer. Sie haben gute Themen, können 
Unterschiften sammeln, aber können nicht in 
Anspruch nehmen für alle 300 000 Schüler:in-
nen zu sprechen. Auch SV-en, egal welcher 
Schulform, haben das Problem, dass ein nicht 
geringer Teil ihrer Mitschüler:innen sich we-
nig für Themen interessiert oder überhaupt 
weiß, wer wie wo für sie Politik gestaltet als 
Schülersprecher:in auf Bezirks-, Landes- oder 
Bundesebene. Dies wissen natürlich auch die 
anderen Akteure und handeln bedachter, 
wenn jemand etwas von ihnen will.

Letzten Endes zeigte es sich ja, dass alle 
Akteure FÜR mehr politische Bildung waren 
und FÜR gute Bildung der Schüler:innen.

Eigene Überlegungen
Die Mitglieder der Initiative haben viel Zeit mit 
dem Thema verbracht und sind mit der Ini-
tiative erwachsen geworden. Alle gehen nun 
ihre eigenen Wege. Es lässt sich aber einiges 
zusammenfassen. Die Interessen, was am 
besten in der Schule gelehrt werden sollte, 
sind unterschiedlich und jedes Fach hat seine 
eigene Daseinsberechtigung in der Stunden-
tafel. 

Nur weil die Presse gerne über Themen 
berichtet, heißt es nicht, dass Dinge schneller 
umgesetzt werden. Es ist erfolgreicher, den 
persönlichen Kontakt zu suchen, um dies zu 
erreichen und selbst zu erkennen, dass bei 
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manchen Themen auch alle Beteiligten das In-
teresse haben, die Situationen zu verbessern. 
Insofern tut ein bisschen Geduld, Freundlich-
keit und konstruktive Zusammenarbeit der In-
stitution Schule gut. Es sei auch festzuhalten, 
dass die besten Lehrpläne der Welt nicht die 
Notwendigkeit von geeignetem Personal an 
den Schulen ersetzen. Damit ist ausdrücklich 
auch das, in manchen Ländern sogenannte 
„pädagogisch unterstützende Personal“, also 
Schulsozialarbeiter:innen, gemeint. 

Denn was politische Teilhabe und Werte 
sind, lernt man im Klassenverband und indem 
es die „Erwachsenen“ vorleben. Auch auf 
einer Klassenfahrt, einem Klassenrat oder ei-
ner einfachen Exkursion (Wandertag) prägen 
Lehrer:innen ihre Schüler:innen.

Doch auch wenn Werte so vorgelebt wer-
den können, fehlt es an Schulen neben geeig-
neten Schulbauten auch an der Zeit, über das 
allgemeine politische System nachzudenken 
und zu reden.

Fazit
Die Einführung eines eigenständigen Faches 
Politik sorgt nicht automatisch für die De-
mokratisierung des Schulsystems oder dass 
automatisch alle Schüler:innen überzeugte 
Demokrat:innen werden. In Zeiten von FFF 
bietet aber ein solches Fach den Raum, um die 
Strukturen und Möglichkeiten kennenzuler-
nen und einzuüben, um sich in Diskussionen 

Mitglieder der Initiative PASF und des LSA im Gespräch mit der damaligen Schulsenatorin 
Sandra Scheeres.

durchzusetzen und auch langfristig etwas zu 
erreichen. 

Es bleibt allen zu danken, die mit Geduld 
am Ball blieben und ein offenes Ohr für junge 
Schüler:innen hatten. Insofern sei allen ge-
dankt, die sich die Zeit für ein paar Schüler:in-
nen nahmen. Der Wissenschaft, der Schulso-
zialarbeit und auch der zuhörenden Berliner 
Schulverwaltung.

Anmerkungen
1	 https://www.berlin.de/sen/bjf/service/presse/

pressearchiv-2018/pressemitteilung.668845.php
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Was macht gute Politische Bildung aus?
In dieser Ausgabe von POLIS gehen die Autoren dieser Frage nach. Meine Antwort lautet: Gute Politische Bildung 
muss inhaltlich breit aufgestellt und offen für neue Entwicklungen sein. Ihre Angebote müssen möglichst die gesamte 
Gesellschaft erreichen.

von Bärbel Bas

Dank guter Politischer Bildung können wir 
souverän am politischen Leben teilhaben, 
Nachrichten einordnen, Desinformation 
durchschauen und uns umsichtig in den ge-
sellschaftlichen Diskurs einbringen. Sie wirkt 
der Entfremdung und der Radikalisierung ent-
gegen. Sie schützt, stützt und stärkt unsere 
freiheitliche Demokratie. Deshalb ist unsere 
Demokratie gut beraten, die passenden Rah-
menbedingungen für gute Politische Bildung 
zu schaffen. 

Die Basis für eine gute Politische 
Bildung ist ein offenes Bildungssystem, 
das Chancengleichheit für jeden 
Menschen bietet.
Vor meiner Wahl zur Bundestagspräsidentin 
war ich als stellvertretende SPD-Fraktionsvor-
sitzende u.a. für Bildung und Forschung zu-
ständig. Für mich war immer klar: Die Basis für 
eine gute Politische Bildung ist ein offenes Bil-
dungssystem, das Chancengleichheit für jeden 
Menschen bietet. Dabei sind alle gefordert, die 
sich mit der Vermittlung von Wissen beschäf-
tigen: Kindergärten, Schulen, Volkshochschu-

len, Hochschulen, Akademien oder Politische 
Stiftungen. Selbstverständlich aber auch Insti-
tutionen wie der Deutsche Bundestag.  

Bildung schafft Chancen. Sie ist eine zen
trale Voraussetzung für sozialen Aufstieg. Sie 
öffnet Türen und führt zu neuen Wegen, die 
familiär nicht vorgezeichnet sind. Ich habe das 
selbst erlebt und bin für die Erfahrung dank-
bar, mit Hilfe von Bildung beruflich voranzu-
kommen. Wer sich weiterbildet, investiert in 
die Zukunft. 

Unsere ganze Gesellschaft profitiert von 
starker Bildung. In der digitalisierten Welt 
werden kognitive Fähigkeiten immer wich-
tiger. Wir brauchen hervorragend ausgebil-
dete Köpfe, die neue Ideen entwickeln und 
vorantreiben können. Das ist nicht nur für die 
Künstliche Intelligenz entscheidend, sondern 
auch für die großen Menschheitsprobleme: 
Der Klimawandel, die Armut, die Pandemien 
oder die Zerstörung unserer Friedensordnung 
in Europa verlangen neue Antworten. 

Deutschland muss als rohstoffarmes Land 
ganz besonders auf seine Talente setzen und 
ist auf ausgebildete Fachkräfte angewiesen. 

In unserer alternden Gesellschaft suchen 
schon jetzt viele Unternehmen händeringend 
qualifiziertes Personal. Dabei gilt: Wer heute 

jung ist, wird in seinem Leben häufiger den 
Arbeitgeber und in immer mehr Fällen auch 
den Beruf wechseln. Lebenslanges Lernen 
wird immer wichtiger für jeden von uns und 
unsere Volkswirtschaft. 

Bärbel Bas, Präsidentin des 
Deutschen Bundestages,
geb. 1968 in Walsum (heute 
Duisburg/NRW). Personalma-
nagement-Ökonomin (VWA), 
mehrere Jahre Leiterin der 
Abteilung Personalservice bei 
der Betriebskrankenkasse BKK 
futur. Mitglied des Bundes-
tages seit 2009; Mitglied des 
Gesundheitsausschusses von 
2009 bis 2013 und 2016 bis 
2019; 2013 bis 2019 Parlamen-
tarische Geschäftsführerin der 
SPD-Bundestagsfraktion. Seit 
26. Oktober 2021 Präsidentin 
des Deutschen Bundestages.
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Bildung bedeutet für mich nicht enzyklo-
pädisches Wissen, sondern  empowerment. 
Das Wissen in unseren Köpfen ist genauso 
wichtig wie die Fähigkeiten unserer Hände, 
soziale Kompetenz oder Aufnahmefähigkeit 
für neues Wissen. Kinder sollten schon früh 
lernen, wie man sich Fragen nähert und Pro
bleme löst. Deshalb muss in der Schule Zeit 
und Raum zur Diskussion über gesellschaft-
liche Fragen  zur Verfügung gestellt wer-
den. Die ökonomische Perspektive ist dabei 
wichtig. Sie muss aber selbstverständlich 
eingebettet sein in das mehrdimensionale 
Bild gesellschaftlicher Zusammenhänge. Wir 
brauchen mehr statt weniger sozialwissen-
schaftliche Bildung. Ganz besonders in  Zei-
ten, in denen Antisemitismus, Rassismus oder 
Populismus weiter zunimmt.

Wie steht es um den Zugang zu 
Bildung?
Auf die Bedeutung von Bildung kann man 
sich schnell verständigen. Doch wie steht es 
um den Zugang zu Bildung? Steht Bildung 
allen gleichermaßen offen? Das sind hoch-
politische Fragen, die auch für die politische 
Bildungsarbeit wichtig sind. Bei uns hat die 
Herkunft immer noch einen zu großen Ein-
fluss auf Chancen, wie die OECD 2021 in ihrer 
jüngsten Vergleichsstudie erneut feststellte. 

Wie problematisch die Abhängigkeit von 
der Herkunft ist, hat die Pandemie gezeigt. 
Kinder, die zu Hause nicht über die technische 
Ausstattung verfügen oder keine Unterstüt-
zung durch ihre Eltern erfahren, sind durch 
Lockdownmaßnahmen und Homeschooling 
zumeist noch weiter zurückgeworfen wor-
den. Dies bestätigen verschiedene Erhebun-
gen vom europäischen Statistikamt Eurostat, 
der Bundesagentur für Arbeit sowie von ver-
schiedenen regionalen Kinderhilfswerken. 

Die Pandemie hat auch offengelegt, dass 
es bei der Bildungsinfrastruktur an vielem 
fehlt: an W-LAN-Anschlüssen und techni-
scher Ausstattung. Und oft auch an Know-
How. Die Digitalisierung kann den Unterricht 
interaktiver, differenzierter, individualisierter 
machen. Ich sehe in der digitalen Bildung 
eine große Chance für die Didaktik. Die Be-
ziehung zwischen den Lehrkräften und ihren 
Schülerinnen und Schülern bleibt aber von 
besonderer Bedeutung. Daher brauchen 
Lehrkräfte gute Bedingungen. Auch der Bund 
ist gefragt und wir haben bereits einiges an-

geschoben – etwa beim Digitalpakt Schule 
oder beim Ausbau der Ganztagsbetreuung. 
Trotzdem herrscht in fast jedem Bundesland 
Lehrermangel. Das verstärkt die Ungerechtig-
keit weiter. Die gut ausgebildeten Lehrkräfte 
fehlen oft gerade an den Schulen, wo die 
Schülerschaft sie am nötigsten hätte. 

Es braucht auch verstärkte Anstrengungen 
im Bereich Inklusion. Menschen mit Behinde-
rungen erhalten trotz einiger Fortschritte in 
der Vergangenheit noch immer nicht die För-
derung, die sie zur vollen gesellschaftlichen 
Teilhabe benötigen. Das gilt auch für Kinder 
mit familiärer Einwanderungsgeschichte. Das 
liegt nur zum Teil an sprachlichen Problemen 
oder kulturellen Hemmnissen der Zuwande-
rer. Zu diesem Ergebnis kommt die Friedrich-
Ebert-Stiftung (FES) in einer Lageanalyse Bil-
dung und Migrationshintergrund von 2019. 
Und Corona dürfte die Lage auch hier eher 
noch verschlimmert haben. Dieser Aspekt 
gewinnt durch den russischen Angriffskrieg 
auf die Ukraine zusätzliche Dramatik: Seit 
Februar kommen täglich Geflüchtete aus der 
Ukraine bei uns an. Viele von ihnen werden 
hierbleiben. Umso wichtiger ist es, dass wir 
sie zügig integrieren und ihnen Perspektiven 
bieten. 

Gute Politische Bildung ist das 
Fundament unserer Demokratie 
Wir wollen unser Land modernisieren und 
brauchen dafür eine gute Politische Bildung 
als Fundament unserer Demokratie. Im Deut-
schen Bundestag beraten die Fraktionen der-
zeit zum Beispiel über den Vorschlag, das 
Wahlalter auf 16 Jahre zu senken. Ich persön-
lich bin überzeugt, dass die jungen Menschen 
dafür reif genug wären. Das setzt aber politi-
sche Bildungsarbeit voraus. Die jungen Leute 
müssen wissen, wie Wahlen funktionieren, 
wie aus  Stimmzetteln  Bundestagsmandate 
werden, was seine Präsidentin macht – und 
was diese vom Bundespräsidenten unter-
scheidet.

Der Ort des Geschehens ist immer ein gu-
ter Lernort. Daher freue ich mich als Bundes-
tagspräsidentin sehr über das große Interesse 
von Schulen an einem Besuch im Deutschen 
Bundestag und am Austausch mit den Ab-
geordneten. Wer nicht nach Berlin kommen 
kann, findet zum Beispiel auf der Bundestags-
Website für Jugendliche: Mitmischen.de viele 
Informationen. Ich ermutige auch alle Leh-

rerinnen und Lehrer: Laden Sie die Bundes-
tagsabgeordneten aus dem Wahlkreis Ihrer 
Schule ein. Seit meinem Bundestagseinzug 
2009 gehe ich proaktiv auf alle Schulklassen 
zu. Dieser Dialog ist wichtig für alle Beteilig-
ten.  

Gut informierte Bürgerinnen und Bürger 
übernehmen eher Verantwortung und enga-
gieren sich häufiger für gemeinnützige Zwe-
cke. Nicht zuletzt deshalb setzen politische 
Bildungseinrichtungen auf Wissensvermitt-
lung, um die Partizipationsbereitschaft zu 
erhöhen. Für dieses Engagement müssen wir 
unser demokratisches System stärker öffnen 
und den Menschen Wege zu mehr Bürgerbe-
teiligung aufzeigen. Gerade den Menschen, 
denen die Politik fremd geworden ist. Daher 
möchte ich die Bürgerräte stärken. Sie kön-
nen niemals die repräsentative Demokratie 
ersetzen. Sie können aber einen Beitrag dazu 
leisten, das Parlament näher an die Bürgerin-
nen und Bürger zu bringen. Wir werden sie 
so ausgestalten, dass sie unsere Gesellschaft 
möglichst breit abbilden und sich mit konkre-
ten gesellschaftspolitischen Themen befas-
sen können.

Klar ist für mich: Unser Bildungssystem 
muss durchlässiger werden, und mehr Men-
schen den Zugang zum tertiären Bildungs-
bereich ermöglichen. Das gebietet die Ge-
rechtigkeit und ist demokratisch notwendig. 
Mir ist wichtig, dass wir eine Gesellschaft der 
Chancen sind. Keine Zwei-Drittel- oder Drei-
Viertel-Gesellschaft, sondern ein Gemeinwe-
sen, in dem jede und jeder ihren oder seinen 
Weg gehen kann. Dafür sind gerechte Zu-
gänge zu Bildung ganz entscheidend. Unser 
Anspruch sollte sein, dass ein Bildungsauf-
stieg von Schule und Gesellschaft gewünscht 
ist und nach Kräften gefördert wird. Bildungs-
erfolge stärken am Ende immer auch unsere 
Demokratie. Bildung selbst ist politisch. Und 
Politische Bildung ein wichtiger Teil davon. 
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Nachruf
Günter C. Behrmann
15. März 1941 – 27. März 2022
 
Günter C. Behrmann, geboren 1941 in Hamburg, nimmt nach dem 
Abitur 1961 in Düsseldorf ein Studium an der Universität Freiburg, 
später an der Universität Tübingen in Soziologie und Politikwissen-
schaft auf. Als seine akademischen Lehrer nennt er die Politikwissen-
schaftler Arnold Bergstraesser, Theodor Eschenburg, Ernst Fraenkel, 
Dieter Oberndörfer und Alexander Schwan; in der Soziologie wird 
neben Ralf Dahrendorf, Thomas Luckmann und Heinrich Popitz der 
Kultursoziologe Friedrich Tenbruck prägend. Seine ersten wissen-
schaftlichen Themen sind empirische Projekte zu soziologischen 
Fragestellungen, u. a. zur Raumplanung oder zu Bildungssystemen 
in Entwicklungsländern. Zu einer zentralen Bildungserfahrung wird 
auch für ihn ein Studienaufenthalt in den USA (1966) mit einem Sti-
pendium des von Max Horkheimer gegründeten Studienbüros für 
politische Bildung. Er hat später selbst kontinuierlich internationale 
Konferenzen in Deutschland, Polen, Großbritannien und in den USA 
initiiert, u.a. für die Akademie für politische Bildung in Tutzing und 
die Bundeszentrale für politische Bildung. 1975 erhält Behrmann den 
Ruf auf eine H4 Professur für Didaktik der politischen Bildung an der 
Universität Osnabrück/Standort Vechta. 1993 wechselt er auf eine 
C4 Professur Didaktik der politischen Bildung/Sozialwissenschaften 
an der Universität Potsdam und erwirbt sich dort ein hohes Ansehen 
in der Entwicklung des Potsdamer Modells der Lehrerbildung, in Lehr-
plankommissionen und Weiterbildungsprogrammen für die neuen 
Fächer Politische Bildung sowie Lebensgestaltung, Ethik, Religions-
kunde. 
Behrmann, der sich in erster Linie als Fachwissenschaftler verstand 
und diese aber als Bildungswissenschaften, hat mit seinen skeptisch-
kritischen Einwürfen immer wieder wichtige Impulse für politische 
Bildung setzen können. Sein Interesse für Fragen der Wissenschafts-
geschichte lässt ihn zum „skeptisch-kritischen Begleiter aktueller The-
oriemoden“ werden (Festschrift, S. 7). Bereits seine mit summa cum 
laude bewertete Promotion Soziales System und politische Sozialisa-
tion. Eine Kritik der politischen Pädagogik (Kohlhammer 1972) weist 
vereinfachte Gesellschaftsvorstellungen und überzogene Wirkungs-
erwartungen in Konzeptionen und Curricula nach. Seine „Distanz 
gegenüber allem Eifer“ (Festschrift S. 6) führt zu einer Kritik der so-
zialtechnologischen Hoffnungen, die mit einem von ihm so genann-
ten „sozialwissenschaftlich-aufklärenden Politikunterricht“ verbun-
den werden (Geschichte und Politik. Didaktische Grundlegung eines 
kooperativen Unterrichts, 1978, zusammen mit Karl-Ernst Jeismann 
und Hans Süssmuth). Die intellektuelle Gründung der Bundesrepub-
lik (1999, zusammen mit Clemens Albrecht u. a.) ist eine faszinierend 
zu lesende Bestandsaufnahme zur Publikations- und Wirkungsge-

schichte der Kritischen Theorie 1945–1965 sowie der Auseinander-
setzungen um Rahmenrichtlinien und Funkkollegs in den 1970er-Jah-
ren. Aus dem Forschungsprojekt zur Alltags- und Sozialgeschichte 
des Staatsbürgerkunde-Unterrichts der DDR (1993–1997), das von 
der brandenburgischen Bildungsministerin Marianne Birthler initiiert 
wurde, gehen Beiträge u.a. zur Kommunikationsstruktur und zur Pro-
motionsforschung in der DDR hervor. 
Für das Kerncurriculum Sozialwissenschaften für die Sekundarstufe 
II, eine Expertise für die KMK (zus. mit Grammes, Reinhardt 2002), 
kommt Günter Behrmann das Verdienst zu, dass er uns organisato-
risch und menschlich zusammengehalten hat. „Skepsis und Engage-
ment“ lautet daher der treffende Titel der Festschrift, die anlässlich 
seiner Emeritierung 2009 erschien und die online frei zugänglich ist. 
Es ist inspirierend, sich dort mit den Einwürfen und Anstößen von 
Günter Behrmann zu konfrontieren, einem Lebenswerk, mit dem er 
sich in die Reihe der von ihm selbst immer wieder gewürdigten und 
so bezeichneten „Altmeister“ politischer Bildung eingereiht hat. 

Tilman Grammes, Sibylle Reinhardt

Behrmann, Günter C.: Skepsis und Engagement. Arbeiten zur Bil-
dungsgeschichte und Lehrerbildung. Hg. von Clemens Albrecht, Ros
witha Lohwasser, Rosemarie Naumann. Beiträge zur Lehrerbildung 1. 
Potsdam: Universitätsverlag Potsdam 2009 (Festschrift). 
Online: https://publishup.uni-potsdam.de/opus4-ubp/frontdoor/in-
dex/index/year/2009/docld/2736
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Nordrhein-Westfalen
Lehrer*innenstrategien gegen rechte 
Schüler*innenäußerungen
Welche verschiedenen rechtspopulistischen Politi-
sierungstypen lassen sich unterscheiden? Welche 
Strategien können Lehrkräften helfen, um im sozial-
wissenschaftlichen Unterricht auf rechtspopulistische 
Schüler*innenäußerungen zu reagieren? Wie verhält 
es sich dabei mit dem vermeintlichen Neutralitätsge-
bot? Wie können die gewonnenen Erkenntnisse in 
der Lehrer*innen-Ausbildung im Kontext des Kern-
curriculums 2021 integriert werden? Diese Fragen 
standen im Zentrum der Dienstbesprechung der 
Fachleitungen für Sozialwissenschaften in den Lehr-
ämtern GyGe, HRSGE und BK der Bezirksregierungen 
Münster, Arnsberg und Detmold am 10.02.2022.

Die eigentlich jährlich stattfindende Dienstbe-
sprechung konnte nach zweimaliger Absage auf 
Grund der Pandemie nun auf digitalem Wege durch-
geführt werden. Dem Vorbereitungsteam gelang es, 
Prof. Dr. Sibylle Reinhardt und Prof. Dr. Andreas Petrik 
für dieses Format zu gewinnen. Im Prüfungszeitraum 
unter Einfluss der Pandemie war die Zahl der Teilneh-
menden zwar leicht dezimiert, dennoch kamen ins-
gesamt über 40 Teilnehmende zusammen.

Nach einem Grußwort von LRSD Helmut Heins (BR 
Arnsberg) und Christel Schrieverhoff (DVPB-NW, bis 
2018 ZfsL Recklinghausen) führte zunächst Prof. Dr. 
Sibylle Reinhardt die Teilnehmenden in ihrem Vortrag 
in die Problematik um das vermeintliche Neutralitäts-
gebot ein. Dabei nahm sie Bezug auf Meldeportale 
der AfD (u.a. in Hamburg (2018)). Politische Bildung 
für die Demokratie solle Schüler*innen zur Mündigkeit 
befähigen. Die Leitlinien des Beutelsbacher Konsens‘, 
operationalisiert für den Unterricht durch die acht 
fachdidaktischen Prinzipien, seien dabei von zentraler 
Bedeutung. In der Frage, wie politisch die politische 
Bildung sein dürfe bzw. müsse, verwies Reinhardt an-
hand eines Praxisbeispiels auf zwei Problemkomplexe: 
Den Umgang mit Situationen und den Umgang mit 
Lernenden. Sozialwissenschaftlicher Unterricht sei im 
Speziellen komplex, d.h. Vorgeschichte und Zukunft 
seien bedeutsam, weswegen es immer einer gemein-
samen Reflexion des gemeinsamen Tuns bedürfe.

BERICHTE Prof. Dr. Andreas Petrik knüpfte am Vortrag seiner 
Vorgängerin an, indem er sich Ungleichwertigkeitsvor-
stellungen und rechtspopulistischen Politisierungsty-
pen widmete. Nachdem sich das Dorfgründungmodell 
an den Schulen etabliert habe, sei in eine empirische 
Phase übergegangen. Diese rücke Schüler*innen in 
den Fokus, die den Konsens verlassen haben. Petrik 
grenzte das von ihm favorisierte Leipziger Modell der 
Autoritarismus Studie vom Bielefelder Modell der GMF 
ab, um den dualen Rechtsextremismusbegriff vorzu-
stellen. Die vier rechtspopulistischen Politisierungsty-
pen wurden im Anschluss in ihren Merkmalen als politi-
sche Argumentationsprofile in ihrem Konfliktverhalten 
in Abhängigkeit von der subjektiven politischen Wert-
orientierung als Resultat der Studienergebnisse genau-
er charakterisiert und mit Beispielen veranschaulicht.

Vor diesem Hintergrund setzten sich die Teil-
nehmenden in Breakout-Rooms lehramtsgebunden 
anhand einer realen Schlüsselszene mit möglichem 
Lehrer*innenhandeln in einer Unterrichtssituation mit 
rechtspopulistischen Äußerungen auseinander. Dazu 
sollten konkrete Impulse formuliert werden. Die Er-
gebnisse wurden gemeinsam diskutiert und abschlie-
ßend mit den realen Antworten der Lehrerin in der 
Szene verglichen. 

Petrik stellte dann vertiefend die sieben „sokra-
tischen Lehrerstrategien gegen rechtspopulistische 
Schüleräußerungen“ vor, die z.T. bereits Anwendung 
in den entwickelten Impulsen der Teilnehmenden 
gefunden hatten. Die anschließende Diskussion be-
inhaltete u.a. die große Bedeutung der Peer-Interak-
tion für den Umgang mit rechtspopulistischen Aussa-
gen im Unterricht, die Chancen des demokratischen 
Sprechens sowie die von Reinhardt und Petrik beton-
te Bedeutung von Makromethoden für die Wirksam-
keit der angesprochenen Strategien.

Anschließend wurde in lehramtsgebundenen Grup
pen diskutiert, wie die Erkenntnisse aus den Vorträgen 
und den Breakout-Sessions bei der Implementation 
des Kerncurriculums 2021 Eingang in die Lehrer*in
nen-Ausbildung finden können. Dabei zeigten sich 
vielfältige Möglichkeiten des Andockens an bereits 
bestehende Elemente der Ausbildungspläne, mögliche 
Praxissituationen wurden diskutiert und Erfahrungen 
aus den Ausbildungsregionen wurden ausgetauscht.

Alle Teilnehmenden waren hoch erfreut über die 
sehr inspirierenden Vorträge von Prof. Dr. Sibylle Rein-
hardt und Prof. Dr. Andreas Petrik und die lebhaften 
Diskussionen.

Teilnehmer:innen der Online-Tagung der Fachleitungen Sozialwissenschaften.

Im geplanten zweiten Teil der Dienstbesprechung 
wird am 22.06 und 23.06.2022 (hoffentlich in Prä-
senz) mit Prof. Dr. Bettina Zurstrassen (DVPB-NW) 
„Die Rolle politischer Bildner*innen in Zeiten des Po-
pulismus“ diskutiert. Daraus werden weitere Impulse 
für das Ausbildungshandeln abgeleitet.

Tim Unger, Fachleiter Sozialwissenschaften GyGe 
(ZfsL Recklinghausen), DVPB-NW

Neue Zeiten, neue Wege? 
Herausforderungen und Möglichkeiten 
politisch-gesellschaftlicher Bildung
Das Landesforum der DVPB NW ist seit vielen Jahren ein 
Ort des Austauschs, der Vernetzung und des Wieder-
sehens von politisch-gesellschaftlichen Bilderner:innen. 
An diese Tradition möchten wir mit dem ersten Landes-
forum, das in Präsenz stattfindet, wieder anknüpfen. 

Politische Bildung hat den Auftrag, politische, ge-
sellschaftliche und wirtschaftliche Orientierung zu 
geben und den Aufbau von Handlungsfähigkeit zu un-
terstützen. In Zeiten zunehmender gesellschaftlicher 
Unsicherheiten und Krisen wird politisch-gesellschaft-
liche Bildungsarbeit besonders benötigt, ist aber auch 
herausfordernd. 

Trotz des gesellschaftlichen Protest im Rahmen der 
#Sowi Bleibt-Debatte und vielfältiger Einwände von El-
ternverbänden, Hochschulleitungen, Lehrerverbänden 
und Gewerkschaften wurde der gesellschaftliche Bil-
dungsanteil in der Lehramtszugangsverordnung NRW  
(2021) drastisch gekürzt.  

Beim diesjährigen Landesforum soll daher die Fra-
ge nach der Zukunft und (inhaltlichen, konzeptionel-
len und methodischen) Ausgestaltung politisch-gesell-
schaftlicher Bildung im Mittelpunkt stehen. Es wird als 
World Café gestaltet. Die Methode ermöglicht es den 
Teilnehmenden, unterstützt durch Expert:innen, mit-
einander ins Gespräch zu kommen und so Positionen 
zu eruieren und Antworten auf Fragen und Herausfor-
derungen der politisch-gesellschaftlichen Bildung ent-
lang der folgenden Schwerpunkte zu suchen:
–	 Extremismus (Benedikt Widmaier, Direktor „Haus 

am Maiberg“)
–	 Ungleichheit (Prof. Dr. Alexander Wohnig, Univer-

sität Siegen)
–	 Diversität und Inklusion (Lisa Schneider, Universi-

tät Siegen)
–	 Lehrer*innenbildung (Prof. Dr. em. Sybille Rein-

hardt, Martin-Luther-Universität Halle-Witten-
berg; Tim Unger, DVPB NW e.V.)

–	 BNE und politische Bildung (Iris Witt, Heinrich Böll 
Stiftung; Arne Cremer, Landesverband der Volks-
hochschulen NRW)

–	 Bildungspolitik für politische Bildung (Prof. Dr. Tim 
Engartner, Universität zu Köln)

–	 Berufliche politische Bildung (Rainer Schiffers, 
DVPB NW e.V.)

Die Ergebnisse des World Cafés werden am Nach-
mittag im Rahmen einer Podiumsdiskussion mit 
Vertreter*innen aus Bildungspolitik, Wirtschaft und 
Gesellschaft diskutiert. Lassen Sie uns gemeinsam 
die politisch-gesellschaftliche Bildung in NRW wieder 
stark machen/stärken.

Das diesjährige Landesforum findet am 
22.08.2022 von 10:00 – 16:00 Uhr im Veranstaltungs-
zentrum der Ruhr-Universität Bochum statt.
Nähere Informationen s. www.dvpb-nw.de
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Rheinland-Pfalz
Israel-Palästina: Perspektiven oder 
Perspektivlosigkeit im Nahost-
Konflikt? Studienreise des DVPB-
Landesverbandes Rheinland-Pfalz vom 
19. bis 27.2.2022
Vom 19. bis 27. Februar 2022 reisten wir, eine Gruppe 
von Kolleginnen und Kollegen, „Rechts und links von 
Jerusalem“ durch Israel und Palästina. Der rheinland-
pfälzische DVPB-Landesvorsitzende Michael Sauer 
und der Berliner Verleger und diAK-Vorsitzende Rai-
ner Zimmer-Winkel leiteten die Gruppe, zu der auch 
einige Kolleginnen und Kollegen im Ruhestand sowie 
Angehörige anderer Berufsgruppen gehörten. Im Fol-
genden gebe ich meine persönlichen Eindrücke und 
Schlussfolgerungen wieder. 

Die Spannbreite unserer Begegnungen reichte von 
einem Besuch im palästinensischen Flüchtlingslager 
Aida bei Bethlehem bis hin zu dem Vortrag eines Knes-
set-Abgeordneten des Likud. Er übte in seinem Vortrag 
u.a. massive Kritik an der palästinensischen Autono-
mie-Behörde, die seiner Auffassung nach versage, z.B. 
indem sie Wahlen immer wieder verschiebe. In dem 
seit 1950 bestehenden Flüchtlingslager erzählte Anas, 
der Leiter des dortigen Begegnungszentrums, uns von 
den Aktivitäten wie z.B. von der Arbeit mit im Lager 
lebenden Kindern und Jugendlichen. Er selbst, Anfang 
30 und in einem anderen Flüchtlingslager geboren, 
engagiert sich hier an einem Ort, der ringsum von der 
von Israel errichteten sechs bis acht Meter hohen Sperr-
mauer zwischen Israel und Palästina umgeben ist. 

Angesichts dieser diametral entgegengesetzten 
Eindrücke erhielten wir bei einem Besuch der „City of 
David“ einen ordnenden Begriff, nämlich den des Nar-
rativs. Es gebe ein palästinensisches und ein jüdisches. 
Bei der „City of David“ handelt es sich um archäolo-
gische Ausgrabungen südlich des Tempelbergs/Haram 
al-Sharif in Silwan, einem arabischen Stadtteil in Ost-
Jerusalem. Hier betreibt eine jüdische Siedlerorgani-
sation – Elad - einen staatlichen Nationalpark, in dem 
nach deren Lesart Reste des Palastes von König David 
ausgegraben werden. Unter Berufung auf archäologi-
sche Artefakte wird eine historische Kontinuität des 
Judentums von König David bis zum heutigen Staat Is-
rael mit Jerusalem als vereinter Hauptstadt konstruiert. 
Gleichzeitig bedeutet dies für die dort lebenden Paläs-
tinenser, dass sie ihre Häuser und ihre Heimat verlieren.

Aus dem jeweiligen palästinensischen und jüdi-
schen Narrativ heraus wurden wir im Laufe unserer 
Begegnungen mit vielfältigen und auch widersprüch-
lichen Informationen und Deutungen konfrontiert. Be-
stimmte Daten und Ereignisse aber hörten wir immer 
wieder. Dies sei am Beispiel der Situation in Hebron in 
der Westbank dargestellt. Dort wurden 1929 fast alle 
Angehörigen der dortigen jüdischen Gemeinde von 
Arabern ermordet. Im Jahre 2001 verübte der ameri-
kanisch-stämmige jüdische Siedler Baruch Goldstein 
ein Attentat, dem etliche muslimische Gläubige wäh-
rend ihres Gebets am Grab des Patriarchen zum Op-
fer fielen. Hebron ist einer der Orte, an dem sich das 
konfliktreiche Verhältnis zwischen Juden und Palästi-
nensern zuspitzt, weil mit Unterstützung des Staates 
Israel und seines Militärs dort jüdische Siedlerfamilien 
leben, was dazu führt, dass palästinensische Familien 
verdrängt und ihre Lebensbedingungen massiv ein-
geschränkt werden. Die Argumentation von Teilen 
der israelischen Gesellschaft, insbesondere der Siedler 

lautet: In Hebron leben seit 3000 Jahren Juden, wo-
raus die Siedlerbewegung das Recht ableitet, genau 
dort leben zu dürfen. Außerdem müssten die Siedler 
vor Attentaten der Palästinenser geschützt werden. 
So fühlen sich beide Seiten gegenseitig bedroht und 
bedrohen sich auch in vielen Fällen.

Bezogen auf das Jahr 1948 hörten wir zwei dia-
metral entgegengesetzte Deutungen. Die jüdische: 
Mit der Gründung des Staates Israels ist der Ort ge-
schaffen worden, an dem alle Juden dieser Welt Si-
cherheit nach der fast vollständigen Vernichtung der 
europäischen Judenheit in der Shoah finden können. 
Die arabischen Staaten, die den UN-Teilungsplan von 
1947 nicht anerkannten, reagierten allerdings auf die 
Ausrufung des Staates Israel mit einem Krieg, um eben 
diesen Staat zu vernichten. Das arabisch-palästinensi-
sche Narrativ lautet: Große Teile der ursprünglich in 
Palästina lebenden arabischen Bevölkerung erlebten 
die Teilung des Landes und den Krieg als „Nakba“, als 
die Katastrophe. Sie mussten aus den Orten fliehen, 
an denen sie zum Teil seit vielen Generationen lebten 
und die Mehrheit der Bevölkerung bildeten.

Die Berufung auf das jeweilige Narrativ, die bis 
heute zu immer wieder ausbrechender Gewalt und 
Gegengewalt in Israel und Palästina führt, überlagert 
das Leben aller hier lebenden Menschen. Damit ist 
auch die Ungleichheit von bürgerlichen, sozialen und 
wirtschaftlichen Rechten zwischen jüdischen Israelis 
auf der einen und arabischen sowie Palästinenserinnen 
und Palästinensern auf der anderen Seite entstanden.

Einen Schwerpunkt unserer Studienreise bildeten 
Gespräche mit jüdischen und palästinensischen Män-
nern und Frauen, die sich für ein gleichberechtigtes 
Zusammenleben von jüdischen und arabischen Israelis 
und Palästinensern engagieren, aber auch mit Geg-
nern und Kritikern einer solchen Lösung. 

Eine weitere Ebene der Studienreise widmete sich 
der religiösen Dimension im Konflikt. Der eigentliche 
Konflikt um ein bestimmtes Territorium, das „Heilige 
Land“, wird von verschiedenen Akteuren von einem 
religiösen Anspruch überlagert. Oft erscheint so auch 
die Religion als Konfliktgegenstand. Dies wurde in ver-
schiedenen Begegnungen immer wieder deutlich. Al-
lerdings hörten wir auch Ansätze eines innerreligiösen 
Dialogs mit dem Ziel, über diesen Weg eine friedliche 
Konfliktregulierung zu vereinfachen. Ein herausragen-
des Beispiel für uns war der Besuch von Rabbi Daniel 
Roth und Sheikh Imad Faluji, wobei letzterer mit seiner 
Vergangenheit als Teil der Hamas-Führung gebrochen 
hat und jetzt religiöse Verständigungsarbeit leistet. Die 
theologischen Themen sollen in diesem Dialog durch 
politische ergänzt werden, wobei die Basis das Ver-

trauen ist, das man der Gegenseite entgegenbringt. 
Angesichts der Tatsache, dass die meisten unserer Ge-
sprächspartnerinnen und -partner aus der Zivilgesell-
schaft den politischen Akteuren beider Seiten und de-
ren Handlungen ausgesprochen kritisch und skeptisch 
gegenüberstanden, war eine Äußerung Sheikh Falujis 
bedeutsam. Er äußerte den Satz, der für eine Begeg-
nung entscheidend ist: „Sieh in mein Gesicht!“ Für uns 
gehörte dieses Gespräch wie einige andere mit zu den 
hoffnungsvollen Erlebnissen während der Studienreise.

Eine besondere Begegnung war die mit Tania 
Nahhas Awwdad, einer Vertreterin des Palästinensi-
schen Weltgebetstagskomitees. Sie ist palästinensische 
katholische Christin, die sich mit  ihrer Initiative auch so-
zial engagiert. Diejenigen Frauen, die wie sie öffentlich 
wirksam sind, müssen sich auch gegen patriarchalische 
Strukturen in der palästinensischen Gesellschaft durch-
setzen. 

Bei unserem Besuch in der Repräsentanz der Hein-
rich-Böll-Stiftung in Tel Aviv wurden noch zwei weitere 
Perspektiven deutlich. Der Leiter Dr. Steffen Hagemann 
erläuterte die unterschiedlichen Interessenlagen Israels 
und Deutschlands bei der Gestaltung ihrer Beziehun-
gen. Er wies auf die bestehenden Differenzen im Um-
gang mit dem Iran-Atomabkommen und bei der Zwei-
Staaten-Lösung für Israel/Palästina hin. Während diese 
von Deutschland im Einklang mit der internationalen 
Gemeinschaft gefordert wird, stößt sie im größten Teil 
der israelischen Gesellschaft und Politik auf massive Ab-
lehnung. Daneben gab er auch einen Überblick über die 
u.a. umweltpolitisch ausgerichtete Arbeit der Stiftung.

Während unserer Studienreise kamen zu den Vor-
trägen auch Fahrten nach Jericho und Tel Aviv, Bethle-
hem und Ramallah sowie zum Toten Meer dazu. Zur 
Besichtigung Jerusalems gehörte auch ein Besuch in 
Yad Vashem und eine Führung durch bedeutende Orte 
der Altstadt. In ausführlichen abendlichen Diskussio-
nen bei palästinensischem Bier und israelischem Wein 
tauschten wir unsere Eindrücke aus. 

Ob für die Kolleginnen und Kollegen das Unterrich-
ten über die Situation in Nahost einfacher geworden 
ist, wird sich zeigen. Entscheidend ist jedoch, dass wir 
als Besucherinnen und Besucher unterschiedliche und 
ihrer Fremdheit uns auch verunsichernde Perspektiven 
kennengelernt haben. Wichtig sind auch die von uns 
gesammelten persönlichen Eindrücke und Erfahrun-
gen. Für die Vorbereitung und die Leitung der gesam-
ten Reise sei Michael Sauer und Rainer Zimmer-Winkel 
herzlich gedankt und künftige Reisen mit ihnen nach-
drücklich empfohlen. 

Hans-Werner Küster
Mitglied in der DVPB – NW



30 POLIS   2/2022DVPB aktuell

Mecklenburg- 
Vorpommern
Digital und auf zwei Tage ver-
teilt: Der Sozialkundetag 2022 in 
Mecklenburg-Vorpommern
Wie bereits in den vergangenen Jahren veranstal-
tete der DVPB Landesverband M-V auch 2022 den 
Sozialkundetag zusammen mit der Arbeitsstelle für 
Politische Bildung an der Universität Rostock, der im 
Ministerium verankerten neuen Stabsstelle Politische 
Bildung. Die Veranstaltung wurde von der Landes-
zentrale für politische Bildung M-V unterstützt. Im 
Mittelpunkt stand das Thema „Politische Institutio-
nen als Unterrichtsgegenstand“. Um das erneut digi-
tale Format zu entzerren, waren die Inputs in diesem 
Jahr an einem Termin zu sehen und zu hören, wäh-
rend die Workshop-Phase auf einen zweiten Termin 
gelegt worden war.

Die politikwissenschaftliche Einordnung nahm 
Prof. Dr. Alexander Weiß von der Universität Rostock 
vor. Im Anschluss an ein aktuelles Ranking im Demo-
cracy Report 2022 des V-Dem Institute an der Uni-
versität Göteborg entwarf er u.a. eine übersichtliche 
„Grammatik der Konflikte“ in und über Demokratie. 
Die aktuelle Demokratieschwäche könnte sich dem-
nach als Institutionenschwäche entpuppen, wenn 
Institutionen als „Arenen zur Aushandlung und Sor-
tierung von Konflikttypen“ betrachtet werden.

Von Prof. Dr. Marc Partetzke folgte ein fach-
didaktischer Beitrag. In diesem wurde die „Institu-
tionenkunde“ etymologisch ihrer didaktisch bereits 
erfolgten Entwicklung hinterherhinkend präsentiert. 
In mehrdimensionalen und genetischen Konzeptio-
nen mit problemorientierten, personenbezogenen, 
symbolzentrierten oder auch ästhetischen Ansätzen 
bis hin zu Experimenten im öffentlichen Raum wurde 
eine große Bandbreite aktuellen Umgangs mit Insti-
tutionen im Unterricht sichtbar.   

Die beiden Workshops im zweiten Teil des Sozial-
kundetages widmeten sich eine Woche später der 
schüler*innen- und kompetenzorientierten Vermitt-
lung von Institutionen, die Benjamin Moritz von der 
Arbeitsstelle Politische Bildung der Universität Ros-
tock sowie den analog wie digital auf Gaming basie-
renden Ansätzen des Kollegen Alexander Preisinger 
von der Universität Wien.

Die Beteiligung am Sozialkundetag 2022 fiel lei-
der hinter das Jahr 2021 zurück. Eine gewisse Ermü-
dung in Bezug auf Online-Veranstaltungen kann dazu 
ebenso beigetragen haben wie die fortwährenden 
Belastungen der Kolleg*innen durch die Pandemie 
und ihre Folgen für den (Schul-)Alltag. Die Planungen 
für 2023 haben unterdessen begonnen, sodass vor-
aussichtlich am 22. März ein analoger Sozialkunde-
tag an der Universität Rostock stattfinden wird.       

Michél Murawa, Vorstand DVPB, MV 

TERMINE
Weitergehende Informationen 
finden Sie auf den Homepages der 
Landesverbände.

Oktober 2022

05.10.2022 Hessen
2. Hessischer Politiklehrer:innentag: Die Welt im Umbruch?! Die 
Komplexität internationaler Beziehungen und ihre Thematisierung im 
Politikunterricht 
Anmeldung unter www.politiklehrerinnentag.de

Der Nahostkonflikt, die Klimakrise und zuletzt der Krieg Russlands ge-
gen die Ukraine fordern die Weltgemeinschaft heraus. Internationale 
und regionale Organisationen wie die UN oder die EU sind neben den 
Nationalstaaten dabei bedeutende Akteure in den internationalen Be-
ziehungen. Der Politikunterricht steht vor der Herausforderung, diese 
komplexen Themen im Kontext Internationaler Beziehungen ange-
messen zu vermitteln. Wie dies gelingen kann, ist Thema des 2. Hessi-
schen Politiklehrer:innentages zum Thema:  „Die Welt im Umbruch?! 
Die Komplexität internationaler Beziehungen und ihre Thematisierung 
im Politikunterricht“. Prof. Dr. Johannes Varwick eröffnet den Tag mit 
einem Vortrag zur Außen- und Sicherheitspolitik. Anschließend folgen 
insgesamt acht Workshops zu Themen wie der Europäischen Union, 
internationaler Sicherheitspolitik, Postkolonialismus, dem Nahost-
konflikt, Völkerstrafrecht oder der Bedeutung von Krieg und Gewalt 
in der Sozialisation von Jugendlichen. Im Zentrum stehen dabei unter-
richtspraktische Fragen der Vermittlung, indem Methoden und Me-
dien vorgestellt und erprobt werden. Bei Kaffee, Gebäck und einem 
Mittagsimbiss ist außerdem der Austausch mit Kolleg*innen aus ganz 
Hessen möglich. Die Anmeldung ist über www.politiklehrerinnentag.
de möglich.

Februar 2023

18.–23.02.2023 Rheinland-Pfalz
Die nächste Studienreise nach Israel-Palästina findet statt vom  
18.–26. Februar 2023. Die Kosten (Flug, Halbpension und Programm) 
belaufen sich auf 1975 Euro im Doppelzimmer. Einzelzimmer mit Auf-
schlag auf Anfrage.
Anmeldungen und nähere Informationen gibt es bei Michael Sauer 
(michael.sauer@dvpb-rlp.de) 

Dieser Beitrag ist digital auffindbar unter:
DOI https://doi.org/10.46499/2052.2429
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humAnitäre nothiLfe

DAs reCht Auf meDiZinisChe versorGunG Aus GLoBALer perspektive

Ein Mitarbeiter von Ärzte ohne Grenzen arbeitet in einem Dorf in Aweil, Südsudan, an einer Verteilerstelle
für saisonale Malariavorbeugung. 28. Oktober 2021. Foto: Adrienne Surprenant/Item.
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Copyright: European Union 2021 – Source: EP | Geneviéve Engel | European Youth Event 2021
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Literatur
Nüchterne Analysen statt  
apokalyptischer Stimmung

Carl Deichmann/Marc Patetzke: Demokratie im 
Stresstest – Reaktionen von Politikdidaktik und 
politischer Bildung. Wiesbaden: Springer VS 
2021, 352 Seiten, 54,99 Euro. 

In Goethes Faust heißt es: „Denn eben wo Begriffe 
fehlen, da stellt ein Wort zur rechten Zeit sich ein“. Es 
gehört zu den politischen Binsenweisheiten, dass de-
mokratisch verfasste Gesellschaften einem ständigen 
Wandlungsprozess unterworfen sind. Doch im Fokus 
des von Carl Deichmann und Marc Partetzke heraus-
gegebenen und bei Springer VS erschienenen Sam-
melbandes stehen nicht gesellschaftliche Transfor-
mationsprozesse als Lerngelegenheit an sich; es geht 
vielmehr um konkrete Konfliktfälle, politische Einstel-
lungen und Orientierungen von Bürgerinnen und Bür-
gern sowie um Anforderungen aus der Umwelt als 
Stressoren, durch die das demokratische System und 
die politische Bildung selbst einem „Stresstest“ unter-
zogen werden. Entsprechend dem Programm der 
GPJE-Arbeitsgruppe Hermeneutische Politikdidaktik, 
in dessen Kontext der Sammelband entstanden ist, 
werden die übergeordneten Ziele verfolgt, jene Stres-
soren zunächst unter politikdidaktischen Aspekten 
zu verstehen und darauf aufbauend Strategien und 
methodische Arrangements zu entwickeln. 

Dazu gehört zum Beispiel die Corona-Pandemie, 
die sich in Deutschland zu akuten sozialen Ungleich-

heiten, Misstrauen in die Institutionen und einem 
erodierenden repräsentativen politischen System ge-
sellt. In den Beiträgen dazu werden politikdidaktische 
Klassiker neu interpretiert; so wird unter anderem das 
normative Mündigkeitskonzept auf seine Bedeutung 
in Krisensituationen hin befragt (T. Goll) oder es wer-
den methodische Zeit-, Situations- und Fallanalysen 
vor dem Hintergrund existenzieller Krisenerfahrungen 
in Anschlag gebracht (C. Deichmann). Um eine ähn-
liche Neugestaltung von Bildungssettings für politi-
sche Lernprozesse geht es auch in den Beiträgen zu 
politischer Bildung im Kontext von Desinformation, 
Propaganda, Populismus und antidemokratischen 
Haltungen. Erwartet man die Begründung eines wis-
senschaftsorientierten Wahrheitsverständnisses, das 
allem Postfaktischen entgegengesetzt wird und aus 
dem Aufträge an politische Bildung abgeleitet wer-
den, so wird man überrascht. Beispielsweise kommt 
J. W. Schünemann zu dem Schluss, „dass der bisherige 
Stand der empirischen Forschung keine weitgehenden 
Rückschlüsse hinsichtlich der Effekte von Desinforma-
tion auf demokratische Gesellschaften erlaubt“. Und 
auch L. Girnus thematisiert, gerade aus Sicht von Leh-
rerinnen und Lehrern, dass sich Wahrheit und Lüge, 
Fake-News und Fakten nicht scharf gegenübersetzen 
lassen. Gerade weil Erkenntnisse und Erscheinungs-
bilder der wissenschaftlichen Auseinandersetzung im 
öffentlichen Diskurs nicht immer als sinnstiftende In-
formation wahrgenommen werden und dazu dienen, 
konstruktive Konfliktaustragungen und politische Ent-
scheidungsfindung in der Gesellschaft zu ermöglichen 
(siehe dazu auch W. Friedrichs Beitrag „Von den rei-
nen Fakten der Politik zur demokratischen Kunst des 
Zusammen(-)Stellens“), sind Normbildungsprozesse 
und die Aushandlung von Geltungsansprüchen um-
fassender als bisher für die politische Bildung zu er-
schließen, ganz konkret bspw. in Form der Förderung 
einer „Data Literacy“ (F. Weber-Stein/J. Engel). In der 
Analyse mehrdimensionaler oder multipler Krisen wer-
den dann auch politische Lernprozesse mehrdimensio-
nal konzeptualisiert. T. Seiders Beitrag zu politischer 
Bildung im Anthropozän fokussiert beispielsweise auf 
Interdisziplinarität im Rahmen von „Bildung für nach-
haltige Entwicklung“ oder O. Emde schlägt die Zusam-
menarbeit von Schule und sozialen Bewegungen vor, 
um epochale Schlüsselprobleme zu bearbeiten. Weil 
politische Bildung dabei eng und vielfältig mit eben 
jenen gesellschaftlichen Bedingungen, Entwicklun-
gen und Kräfteverhältnissen verflochten ist, werden 
Anforderungen an zeitdiagnostische Ansätze formu-
liert, bspw. in Form von Limitation und Perspektivität 

(gegen den Anspruch, das Ganze erfassen zu können; 
T. Oeftering) oder von Theoriebezügen (gegen politik-
didaktische ad-hoc-Konzepte, S. Gessner).

Insgesamt werden in einer Zusammenstellung 
Theorieansätze sowie Forschungsprojekte und 
Konzeptionen zu politischen Lernprozessen nicht 
mit Krisen oder Transformationen verschlagwortet, 
sondern über greifbare Belege, Daten und Anschau-
ungsbeispiele begründet – allein diese Lektüre ist 
empfehlenswert. Es wird eben keine apokalyptische 
Stimmung verbreitet, sondern sehr genau auf Zeiten 
und Realitäten geschaut, um nüchterne, bemühte 
und kritische Analysen mit Hinweisen auf praxisrele-
vante Konsequenzen zu leisten. Zudem wird in vielen 
Beiträgen eine für Wandlungsprozesse so notwendi-
ge Lernfähigkeit und Reflexivität auch der politischen 
Bildung selbst formuliert. Insofern stresstestet die 
politische Bildung nicht ziellos, sondern entwickelt 
eigene Lösungen. 

Kritik ist an Herausgeberschaften dabei immer 
wohlfeil, weil sie unter anderem aufgrund ihres spe-
zifischen Fachgebietes oder der Sammlung isolierter 
Aspekte zum übergeordneten Thema angreifbar 
sind. Deshalb wird an dieser Stelle lediglich ein ein-
zelner im Sammelband enthaltener Wermutstropfen 
erwähnt: die fehlenden instruktiven Zwischenüber-
schriften – diese jedoch, so lässt sich mutmaßen, 
sind dem pandemiebedingten Ausfall der geplanten 
vorgeschalteten Tagung geschuldet; sie stehen damit 
nicht für ein fehlendes textstrukturierendes Mittel, 
sondern, und das hat wiederrum Erkenntniswert, 
für den Wegfall des Austauschs untereinander, der 
Kohärenzen oder Differenzen untereinander hätte 
herstellen können.

Julia Grün-Neuhof

Polizei – ein Helfer gegen politischen 
Extremismus?

Julika Bürgin: Extremismusprävention als poli-
zeiliche Ordnung. Zur Politik der Demokratiebil-
dung, Weinheim: Beltz Juventa 2021, 168 Seiten, 
16,95 Euro.

Julika Bürgin hat mit „Extremismusprävention als 
polizeiliche Ordnung. Zur Politik der Demokratie-
bildung“ eine tagespolitisch relevante Habilitations-
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schrift vorgelegt, welche die Geschichte und demo-
kratietheoretische Implikationen der Demokratieför-
derung beleuchtet.

Im Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung 
wird der Demokratiebildung und -förderung ein 
wachsender Stellenwert eingeräumt. Mit der An-
kündigung eines „Gesetzes zur Förderung der wehr-
haften Demokratie“ ist ein erheblicher Zuwachs an 
Mitteln und Ausbau von außerschulischen Strukturen 
im Feld zu erwarten. Julika Bürgins Band greift die 
Debatten um die Gestaltung des geplanten Ausbaus, 
den Einfluss der Sicherheitsorgane und den Begriff 
der wehrhaften Demokratie auf. Diese Debatten kris-
tallisierten sich zuletzt um die „Stiftungstrick“-Kam-
pagne der Bildungsstätte Anne Frank, welche sich 
ebenfalls auf die wehrhafte Demokratie bezieht. Die 
Genese des Bandes ist also in zivilgesellschaftliche 
Debatten eingebettet und steht im Zusammenhang 
mit fachlichen Diskussionszusammenhängen des Fo-
rums kritische politische Bildung (an denen auch der 
Autor der Rezension beteiligt ist).

In ihrem Band stellt Bürgin die Frage nach der 
Funktion von (Demokratie-)Bildung in der Demo-
kratie. Sie plädiert dafür Demokratiepädagogik und 
die betreffenden Förderprogramme als Politikum zu 
betrachten und sie analytisch von politischer Bildung 
abzugrenzen. Der Analyse dieser Politik der Demo-
kratiebildung – wie es im Titel heißt – widmet sich die 
Arbeit. Methodisch erfolgt dies durch eine interdiszi-
plinäre Literaturstudie sowie mit sechs explorativen, 
problemzentrierten Interviews mit Bildungsprakti-
ker*innen und Sozialarbeiter*innen. 

Drei Grundlagenkapitel setzen sich mit dem Ext-
remismus-Konzept, der Extremismusbekämpfung als 
Bildungsauftrag und den betreffenden Feldern sowie 
der Geschichte und Konstitution der Demokratiepro-
gramme auseinander. Der Status Quo außerschuli-
scher politischer Bildung wird ermittelt.

Es folgen drei Kapitel, die je eine der drei Kate-
gorien Prävention, Neutralität und Demokratie theo-
retisch fundieren und im aktuellen Diskurs um Demo-
kratiepädagogik herleiten. Als zentral erweist sich 
dabei ein kritischer Begriff von Zivilgesellschaft als er-
weiterter Staat. Demokratie wird als Form aufgefasst 
und wehrhafte Demokratie als verkürzt kritisiert. 

Das siebte Kapitel kann als Kernkapitel aufgefasst 
werden, da sich hier die Fragestellung hinsichtlich 
der Funktion von Demokratieförderung in Anschluss 
an die demokratie- und staatstheoretischen Über-

legungen aus dem vorherigen Kapitel entfalten. Die 
Operationalisierung von Jacques Rancières Dichoto-
mie von Politik und Polizei (vgl. Jaques Rancière: Das 
Unvernehmen. Politik und Philosophie. Frankfurt am 
Main 2002, S. 39ff.) für das skizzierte Feld und die 
titelgebende Herleitung von Extremismusprävention 
als polizeiliche Ordnung erfolgt hier.

Schließlich werden diese Analyse gesellschafts-
theoretisch weiter vertieft und Konsequenzen für 
Bildung und Wissenschaft ausgelotet, zuletzt kon-
krete Plädoyers entwickelt, unter anderem: Für die 
Trennung repressiver Staatsapparate und politischer 
Bildung, eine ausgiebige Infrastruktur anstatt Pro-
grammen mit Projektcharakter, eine Schärfung der 
Unterschiede von politischer Bildung und Demokra-
tiepädagogik und für eine kritische politische Bildung 
(vgl. Bettina Lösch / Andreas Thimmel (Hg.): Kritische 
politische Bildung. Ein Handbuch. Schwalbach/Ts. 
2010). 

Bürgin beleuchtet mit dem Band kritische Leer-
stellen im Diskurs um politische Bildung, Demokratie-
pädagogik und Förderung der sogenannten freien 
Träger. Sie trägt eine demokratietheoretisch fundier-
te Kritik an Eingriffen der Sicherheitsapparate ins Feld 
vor und zeigt mögliche Alternativen zur gegenwärti-
gen Förderstruktur auf. Vor allem die Problematisie-
rung des Präventionsbegriff und dessen Verbindung 
zum Extremismuskonzept unter Anwendung von 
Rancière weite den analytischen Blick.

Der deutlich gewordene theoretische Fokus re-
sultiert jedoch auch darin, dass die durchgeführten 
Interviews verhältnismäßig wenig Raum bekom-
men. Das ist schade, da die vertiefende Darstellung 
der Effekte auf politische Bildnerinnen und Bildner, 
die Durchdringung der Subjektperspektive durch 
die skizzierten Rahmenbedingungen lohnenswert 
erscheinen. So wird etwa die empfundene und fall-
bezogen auch reale Bedrohung durch geheimdienst-
liche Intervention in Träger und Arbeit thematisiert. 
Auch Struktur und subjektiver Umgang hinsichtlich 
der Arbeitsverhältnisse in der projektförmigen De-
mokratiepädagogik bilden weitere Desiderate bzw. 
mögliche anzuschließende Forschungsfragen.

Insgesamt liefert der Band wichtige und erfri-
schende Impulse für politische Bildnerinnen und 
Bildner, zivilgesellschaftliche Akteurinnen und Akteu-
re und Debatten um Demokratiebildung in Wissen-
schaft und Feuilleton. 

Georg Gläser

Eine dichte und komprimierte 
Einführung

Peter Massing: Politische Bildung in der Bundes-
republik Deutschland: Grundlagen – Kontrover-
sen – Perspektiven. Frankfurt an Main: Wochen-
schau Verlag 2021, 141 Seiten, 16,90 Euro.

In den Vorbemerkungen erläutert der Autor die Sys-
tematik des Bändchens und die damit einhergehen-
den Beschränkungen der inhaltlichen Auswahl, die 
sich auf den Adressatenkreis der in der schulischen 
politischen Bildung Tätigen konzentriert. Nach einem 
Abriss über die Schwierigkeiten einer definitorischen 
Klärung zentraler Begriffe beschreibt Massing folgen-
de Entwicklungsphasen der politischen Bildung seit 

1945: die Reeducationphase,  die Gründerjahre, die 
didaktische und die sozialwissenschaftliche Wende in 
der 1960ern, die politische Polarisierung zu Beginn 
der 1970er bis hin zur vor allem vom Beutelsbacher 
Konsens eingeleiteten pragmatischen Wende der 
Gegenwart. 

Die Phase der Polarisierung hätte Massing durch-
aus auf eine Gegenwartskontroverse beziehen kön-
nen. Wiederum haben wir das Problem, dass politi-
sche Ziele mit Zielen der politischen Bildung verwech-
selt werden, wenn seit geraumer Zeit einerseits Parti-
zipation (früher Emanzipation) als Ziel der politischen 
Bildung proklamiert wird und wenn andererseits le-
diglich die Partizipationskompetenz als legitimes Ziel 
der politischen Bildung gesehen wird. Für die Phase 
der pragmatischen Wende der Gegenwart schreibt 
Massing dem Konstruktivismus eine inspirierende 
Funktion zu, vermag jedoch den Pragmatismus in die-
ser Funktion nicht zu sehen, obwohl gerade Tilman 
Grammes, den Massing als dem Konstruktivismus 
zugewandt glaubt (29), seine „Kommunikative Fach-
didaktik“ selbst in der Tradition des Pragmatismus 
verortet. Im Rekurs auf die Erziehungsphilosophie 
John Deweys konzediert der Autor dem Pragmatis-
mus dann doch noch eine allerdings stark verkürzte 
Bedeutung, wenn er den Zusammenhang von Erfah-
rung und Lernen in der Förderung demokratischen 
Bewusstseins thematisiert (61ff.). 

Im Kapitel „Grundlagen politischer Bildung“ er-
weist sich der Autor als Wissenschaftler, der entgegen 
mancher Trends (27f.) die Politikwissenschaft und die 
Fachdidaktik in einem untrennbaren Zusammenhang 
sieht. Hier scheint auch das professionspolitische Ar-
gument eine Rolle zu spielen, dass ein eigenes Fach 
nur dann auf Dauer gerechtfertigt ist, wenn es einen 
eigenen Gegenstandsbereich vorweisen kann (31). 
Ausgehend von einer weiten Definition von Politik 
(35) als Kern der politischen Bildung plädiert Massing 
insofern implizit für eine Konzeption, die entgegen 
der oft einseitigen pädagogisierenden Hinwendung 
zum Subjekt und zum Lebensweltbezug wieder 
einen angemessenen Fachbezug berücksichtigt. Er 
macht damit deutlich, dass Politische Bildung kon-
zeptionell die Zusammenschau von Lebenswelt und 
Politik verlangt. Deshalb ist es auch konsequent, 
wenn Massing in seinen Ausführungen zum Verhält-
nis von Politischer Bildung und Demokratie (49ff.) die 
demokratietheoretische Substanz in den Konzep-
tionen vor allem der ersten Generation identifiziert 
und darauf hinweist, dass Politikwissenschaft in den 
Gründerjahren als Demokratiewissenschaft (14ff. u. 
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50) verstanden wurde. In diesem Zusammenhang 
erinnert der Autor auch kritisch an die Kontroverse 
zwischen Demokratiepädagogik und Politikdidaktik, 
die in ähnlicher Weise schon einmal in den 1950er 
Jahren in der Konfrontation von Partnerschaftspäd-
agogik (Oetinger) und staatsbürgerlicher Erziehung 
(Litt) stattgefunden hatte. Auch damals war mit der 
erfahrungsorientierten Demokratiepädagogik das 
Politische gegenüber dem Sozialen unterbelichtet 
(64). Mit dem Begriff der „Demokratiebildung“ soll 
Abhilfe geschaffen werden.  Der normative Bezugs-
punkt sei dabei nicht „vordergründig die Demokratie 
als politische Ordnung, sondern die Fähigkeiten der 
Bürgerinnen und Bürger, die gegebene Ordnung zu 
verstehen, zu reflektieren, zu verändern, zu kritisie-
ren und so zu gestalten, wie sie es selbst für richtig 
halten.“ (66) Hier deutet sich die seit langem im Prin-
zip unstrittige Ausrichtung der Politischen Bildung 
auf die Kompetenzorientierung an. Ob dabei das von 
Massing vorgeschlagene „komplexe Demokratiemo-
dell“ der embedded democray (67f.) notwendig ist, 
bleibt fraglich, zumal die in der Fachdidaktik vorge-
schlagenen Basis- und Fachkonzepte als kategoriales 
Instrumentarium wohl eher geeignet sind, die Sub-

jekt-Objekt-Relation im Prozess politischer Urteilsbil-
dung offenzuhalten. 

Als relevanter Mitgestalter des Professionali-
sierungsprozesses in der Politikdidaktik beschreibt 
Massing die Diversifizierung der Forschung in der 
Disziplin, die sich seit der Gründung der GPJE suk-
zessive als eigenständige Wissenschaftsdisziplin eta-
bliert hat. Ausgehend von einem Überblick über die 
zentralen politischen und gesellschaftlichen Heraus-
forderungen (70ff.) (mangelndes Systemvertrauen, 
Politikverdrossenheit, Globalisierung, Autokratie) als 
Aufgaben für die Politische Bildung, skizziert Massing 
die politikdidaktische Diskussion über die angemes-
sene kompetenzorientierte Begegnung mit diesen 
Herausforderungen.  Jenseits einer Darstellung der 
zwei prominenten Kompetenzmodelle, des Modells 
der GPJE (2004) und des Modells der „Politikkompe-
tenz“ (2012) zeichnet Massing minutiös deren Ge-
nese und die hierauf bezogenen fachdidaktischen 
Kontroversen nach. Seine Ausführungen bedienen 
hier allerdings eher die Insider des wissenschaftlichen 
Diskurses als die von ihm anvisierten Adressaten der 
in der schulischen politischen Bildung Tätigen. Der 
Autor liefert dabei zugleich selbst den Beweis für 

seine Diagnose, dass die „Beziehungen zwischen 
wissenschaftlicher Didaktik und den Lehrerinnen und 
Lehrern in der Schule (…) als schwierig (gelten)“ (117). 

In einem kürzeren Schlusskapitel unternimmt 
Massing dennoch den Versuch, angesichts einer zu-
nehmenden Unübersichtlichkeit in der wissenschaft-
lichen Diskussion die „Relevanz der Politikdidaktik für 
die Unterrichtspraxis“ (116ff.) zu begründen. Seine 
Überzeugungsarbeit konkretisiert sich in dem Ver-
such, „die Komplexität der Diskussion zu reduzieren“. 
Er konzentriert sich deshalb auf „drei praxisrelevante 
und ausbildungsrelevante Bereiche der Politikdidak-
tik“ (117f.). Diese sind der Politikbegriff, die Demokra-
tie und ihre Gefährdungen sowie die Kompetenzori-
entierung. Ob diese Überzeugungsarbeit erfolgreich 
ist, müssen die Leserinnen und Leser beantworten. 
Ein Lektüreversuch lohnt sich allemal bei einem Band, 
der vom Umfang her zumutbar ist.

A.S.
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